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Vorbemerkung

Durch die Verabschiedung der Richtlinie 91/414/EWG über das Inverkehrbringen von Pflanzen​schutzmitteln ist eine Novellierung des bundesdeutschen Pflanzenschutz​gesetzes notwendig geworden. Die Umsetzung dieser, 1991 erlassenen EU-Richtlinie in deutsches Recht ist längst überfällig. Derzeit werden aufgrund dieser Verzögerung Pestizide ohne eindeutige Rechtsgrundlage angewendet,  was eine untragbare Situation darstellt.
Hinsichtlich der Anpassung des Pflanzenschutz​gesetzes an die EU-Richtlinie stützt sich diese Stellungnahme auf den von PAN erstellten Kommentar zu der EU-Richtli​nie.


Die Novellierung gibt Gelegenheit, auch Änderungen, die über die reine Anpassung an das EU-Recht hinausgehen, in das Gesetz einzufügen. 

Die vorliegende Stellung​nahme bezieht sich auf das Pflanzenschutzgesetz wie es nach dem Regierungsentwurf für ein Änderungsgesetz lauten würde. 

Für die Stellungnahme wurde die auf der Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung (UNCED) in Rio de Janeiro 1992 verabschiedete AGENDA 21 herangezo​gen. Zu der AGENDA 21 äußerte die Bundesregierung: „Mit dem Aktionspro​gramm „AGENDA 21“ werden für alle wesentliche Bereiche der Umwelt- und Entwick​lungspolitik detaillierte Handlungsaufträge an alle Staaten gegeben, um einer weiteren Verschlechte​rung der Si​tuation entgegenzuwirken, eine schrittweise Verbesserung zu er​reichen und eine nachhal​tige Nutzung der Ressourcen sicherzustellen“
.

Des weiteren ist Grundlage dieser Stellungnahme die ebenfalls in Rio de Janeiro verab​schiedete Konvention zur Biologischen Vielfalt. Mit der Hinterlegung der Ratifizierungsur​kunde im Dez. 1993 ist die Bundesrepublik Vertragsstaat dieser Konvention geworden.

Die AGENDA 21 und partiell auch die Konvention zur Biologischen Vielfalt wurden durch PAN im Rahmen einer Studie bezüglich ihrer Vorgaben für eine Novellierung des deut​schen Pflanzenschutzrechtes geprüft 
. Die Ergebnisse der Studie sind Bestandteil dieses Kommentars.

Darüber hinaus sind bei der Novellierung des Pflanzenschutzgesetzes auch der „In​ter​na​tio​nale Verhaltenskodex für das Inverkehrbringen und die Anwendung von Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmitteln“ der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO)
 sowie das in der Europäischen Union verabschiedete „Prior Informed Consent (PIC)“-Verfahren
 zu berücksichtigen.

Die genannten vier internationalen Regelungen sind für die Bundesrepublik Deutschland bindend und dementsprechend in nationales Recht umzusetzen.

Pflanzenschutzgesetz oder Pestizidgesetz

Zielsetzung und Struktur des „Gesetzes zum Schutz der Kulturpflanzen - Pflanzenschutz​gesetz (PflSchG)“ sind in dem Entwurf der Bundesregierung weitgehend unver​ändert. Nach wie vor dient es primär der Re​ge​lung der Vermarktung von und des Um​gangs mit Pestiziden und nicht dem "Schutz der Kulturpflanzen", wie der eigentliche Name lautet. Ein echtes Pflan​zen​schutzgesetz müßte alle Bereiche des Pflan​zenschutzes re​geln und dürfte sich nicht fast ausschließlich auf das Inverkehrbringen und die Anwendung von Pestiziden, Pflanzenstärkungsmitteln und Spritzgeräten beziehen. Außerdem dürfte es sich nicht nur mit Kul​turpflanzen befassen, son​dern müßte alle Pflanzen und deren Lebensräume schützen.

Betont werden soll an dieser Stelle, daß die Umweltverbände einen Umstieg der Landwirt​schaft auf ökologische Wirtschaftsweisen für notwendig halten. Nur diese erhalten lang​fristig die Produktionsgrundlagen und schützen die Umwelt. Der Umstieg ist jedoch nur möglich, wenn weitgehende strukturelle Veränderungen in allen Bereichen der Landwirtschaft durchgeführt werden und z.B. ein Pflanzenschutzgesetz mit ganz anderer Zielsetzung und Struktur erarbeitet würde.

Faktisch ist aber das Pflanzenschutzgesetz die Stelle, an der im Wesentlichen die Vermarktung und der Einsatz von Pesti​ziden geregelt wird. Angesichts der von Pestizi​den ausge​hen​den Ge​fahren und Risiken für Mensch und Um​welt nehmen PAN und BUND trotz Grundsatzkritik ausführlich Stellung zum Gesetzesentwurf. Im Vordergrund muß auch in diesem Gesetz ei​n vorsorgender Um​welt- und Gesund​heits​schutz stehen. Gegebe​nenfalls müssen wirt​schaftliche Interes​sen in den Hintergrund treten.

Es kommt einer Mißachtung internationaler Umweltschutzbemühungen und von der Bundesregierung eingegangener Verpflichtungen gleich, wenn die 1992 in Rio de Janeiro von der Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung (UNCED) verabschiedete Agenda 21 und die Konvention zur biologischen Vielfalt keine Umsetzung erfahren. In dieser PAN-Stellungnahme wurden die von der UNCED gefaßten Beschlüsse deshalb in konkrete Novellierungsvorschläge überführt.

Kernaussagen

Bevor ab Seite 6 detailliert zu den einzelnen Paragraphen Stellung genommen wird, werden im Folgenden die wichtigsten Forderungen und Änderungsvorschläge für die No​vellierung des Pflanzenschutzgesetzes zusammengefaßt:

1) Im gesamten Gesetz muß durchgängig der „Naturhaushalt“ auf das gleiche Schutzniveau ge​stellt werden, wie die menschliche Gesundheit. Neben schädlichen Auswirkungen dürfen auch vermeidbare Beeinträchtigungen nicht akzeptiert werden. Bisher wurde der „Naturhaushalt“ auf ein niedrigeres Schutzniveau gestellt. So können aber die natürli​chen Lebensgrundlagen nicht ausreichend geschützt werden. Der Vorsorgegedanke er​fordert, daß vermeidbare Beeinträchtigungen nicht nur hinsichtlich der menschlichen Gesundheit sondern auch im Umweltschutz unterbleiben.

2) Als Folge aus der Konvention zur Biologischen Vielfalt müssen der Begriff „Biologische Vielfalt“ und deren Schutz in das Gesetz einfließen. Sie muß wie der Naturhaushalt geschützt werden. Ent​sprechend ist auch an verschiedenen Stellen die Bundesanstalt für Naturschutz als Einvernehmens- oder Beneh​mensbehörde zu berücksichtigen. 

3) Wie bereits seit langem von Umweltverbänden gefordert, sollten Pestizide nur dann zugelassen werden, wenn die Notwendigkeit für ihren Einsatz oder ihre Zulassung nachgewiesen wurde. Das Gesetz muß entsprechende Rege​lun​gen vorsehen (siehe u. a. § 15 Abs. 1 Nr. 3a). Der Nachweis für die Notwendigkeit der Zulassung eines Pestizids müßte beinhal​ten, daß auch die Pestizid-Produktion, die Abfallentsorgung und sozio-öko​nomische Aspekte berücksichtigt (Pestizid-Lebenszyklus-Analyse). Die Bundesregierung hat sich mit der Rio-De​klaration bei Entscheidungen staatlicher Stellen zur Durch​führung von UVP verpflichtet. Dieser Pflicht würde sie mit einer solchen ganzheitlichen Bewertung Rechnung tragen.

4) Bei der Definition des Integrierten Pflanzenschutzes muß die Rolle des Pestizidein​satzes gegenüber den anderen Maßnahmen zurückgedrängt werden. Der Aufbau und der Wortlaut des Gesetzes müssen dahingehend formuliert werden, daß der Integrierte Pflanzenschutz nur eine Übergangslösung sein kann, und der ökologische Landbau ohne Einsatz von synthetischen Pestiziden das langfristige Ziel darstellt.

5) Das Gesetz muß vorsehen, daß für die ersten drei Jahre der Vermarktung eines Pestizids eine beobachtende Zulas​sung ausgesprochen wird. Dies bedeutet, daß nur eine gewisse Menge des je​weiligen Pesti​zids in einem be​grenzten Gebiet unter genauer Beobachtung ausgebracht werden darf. Neben der Anwendung in allen ihren Einzelab​läu​fen sind das Auftreten von Rückstän​den in Lebensmitteln, das Verhalten in den Umweltbereichen Boden, Wasser und Luft und die Wirkungen auf Lebewe​sen genau zu untersuchen. Erst bei Vorliegen von positiven Unter​su​chungsergebnissen darf eine all​gemeine Zulassung erteilt werden.

6) Methode des Pflanzenschutzes, die auf gentechnologischen Manipulationen beruhen sollen nach Auffassung von PAN und BUND nicht eingesetzt werden. Sie werden im Gesetz auch nicht genannt. Tatsache ist aber, daß sie eingesetzt werden und dies in Zukunft auch noch verstärkt werden wird.

Die bisher genannten Forderungen stellen wesentliche Kernpunkte der Kritik an der ge​planten Novellierung dar, wurden aber zum Teil nicht in konkrete Formulierungen umge​setzt, da hieraus wesentliche konzeptionelle Änderungen des Gesetzes resultieren.

7) Eng verbunden mit der beobachtenden Zulassung ist die Forderung nach einer gesetzli​chen Pflicht zur Durchführung von sogenanntem Nachzulassungsmonitoring (siehe §19b). Immer wieder kommt es vor, daß nachteilige Auswirkungen des Pesti​zid​ein​sat​zes erst nach vielen Jahren der Anwendung entdeckt werden. Eine regelmäßige Überwa​chung (Monitoring) auch nach Erteilung der Zulassung würde das Risiko, solche Überra​schungen zu erleben, erheblich reduzieren.

8) Es ist zu fordern, daß Daten, die die Industrie und die Behörden bisher unter Verschluß gehalten haben, zukünftig für die Öffentlichkeit frei zugänglich sind. Dies betrifft sowohl Angaben zur Human- und Ökotoxikologie und zum Verbleib der Pestizide in der Umwelt, als auch zu den produzierten, exportierten und in die Umwelt ausgebrachten Mengen an Pestiziden, Wirk- und Hilfsstoffen (siehe §§ 19 und 18c).

9) Bekanntermaßen und bedauerlicherweise werden Pestizide in vielen Fällen aus ver​schie​densten Gründen nicht sachgerecht und nicht nach guter fachlicher Praxis ausge​bracht und gehandhabt. Von ei​ner wirksamen Selbstkontrolle kann in der Regel nicht ausgegan​gen werden. Eine staatliche Überwachung ist in der Praxis kaum realisierbar. Aus dem unsach​ge​mäßen Umgang mit Pestiziden können aber zusätzliche Gefahren für Mensch und Umwelt erwach​sen. Das Gesetz muß auch die Folgen von häufigen und naheliegenden Anwendungsfehlern (z. B. Überdosierung, Anwendung zum falschen Zeitpunkt oder bei falscher Witterung, Anwendung auf ungeeigneten Standorten) be​rücksichtigen und in Er​wägung ziehen (siehe § 15 Abs. 1). 

10) Außerdem müssen die Bestimmungen über den Nachweis der Sachkunde für Händler und Anwender verschärft werden. Sie dürfen nicht wie bisher verschiedene Personen​gruppen (wie z. B. Anwender in Kleingärten) von der Sachkundepflicht ausnehmen. Dar​über hinaus ist eine Beratungs- und Fortbildungspflicht für einen Pflanzenschutz ohne Pestizide einzuführen (siehe §§10 und 10b).

11) Wie ebenfalls seit vielen Jahren gefordert, müssen endlich weitestgehend gleiche Rege​lungen für im Inland vermarktete oder angewendete einerseits und für die exportierten Pestizide andererseits gelten. Die Anforderungen hinsichtlich des Gesundheitsschutzes und der Umweltverträglichkeit der Pestizide dürfen sich nicht unterscheiden (siehe §§ 20, 23 und § 2 Abs. 1 Nr. 13). Gegebenenfalls sind sogar darüberhinaus gehende Kennzeichnungen nötig. Hierbei spielt die Einfüh​rung der Bundesanstalt für Exportkontrolle eine wichtige Rolle (siehe § 33a). Sie soll si​cherstellen, daß die Regelungen dieses Gesetzes und die internationalen Vereinbarun​gen eingehalten werden.

An anderer Stelle als im Pflanzenschutzgesetz müssen die folgenden Regelungen festgelegt werden.

· Entsprechend dem Verursacherprinzip sind die bisher gesamtgesellschaftlich getragenen gesundheitlichen und ökologischen Fol​gekosten der Pestizid-Produktion und des Einsatzes auf die Preise für Pestizide aufzu​schlagen. Da direkte ursächliche Zusammenhänge wegen der großflächigen Anwendung vieler verschiedener Pestizide kaum oder nie hergestellt werden können, muß der Preisaufschlag pauschal erfolgen. Die Mittel sind u.a. für die Förderung des Ökologischen Landbaus zu verwenden

· Nach den guten Erfahrungen anderer Länder mit sogenannten Pestizidreduktions​programmen ist es notwendig und an der Zeit, ein vergleichbares Programm in Deutschland zu verabschieden.

· Zusätzlich zu der kompletten Veröffentlichung der gemäß § 19 gemeldeten Daten müs​sen öffentliche Pestizid-Kataster erstellt werden, aus denen hervorgeht, welche Mengen welcher Pestizide auf welchen Flächen zu welchem Zeitpunkt ausgebracht wurden. Da diese Da​ten z. B. für den regionalen Gewässerschutz und Grundwasserschutz, aber auch für epidemiologische Untersu​chungen zu den Auswirkungen auf den Menschen und den Naturschutz wichtig sind, sollten sie durch ent​sprechende Verordnungen zur Pflicht gemacht werden.

Stellungnahme zu den einzelnen Paragraphen

Im folgenden werden notwendige Änderungen zu einzelnen Paragraphen aufgelistet. 

· Neu einzufügende Passagen sind unterstrichen,

· zu streichende Passagen sind durch Streichung gekennzeichnet.


 § 1 
Zweck

§ 1 Nr. 3 wird ersetzt durch:

„die Biologische Vielfalt zu fördern,“

Begründung: Auf der UNCED-Konferenz im Juni 1992 in Rio de Janeiro wurde die Konvention über den Schutz der Biologischen Vielfalt beschlossen; sie wurde auch von der Bundesrepublik Deutschland ratifiziert. Um der Verpflichtung nachzukommen, die Konvention in nationales Recht umzusetzen, muß der Schutz und die Förderung der Biologischen Vielfalt in das Gesetz aufge​nommen werden.

§ 1 Nr. 4 wird wie folgt geändert:

„vermeidbare Beeinträchtigungen sowie Gefahren abzuwenden, die durch die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln Pestiziden, insbesondere für die Gesundheit von Mensch und Tier und für den Naturhaushalt sowie für die Umwelt und die Biologische Vielfalt, ent​ste​hen können,“ 

Entsprechende Änderungen sind im gesamten Gesetzesentwurf bei analogen Formulierungen vor​zunehmen. Hierauf wird nicht jeweils explizit hingewiesen.

Begründung: siehe Kommentare zu § 2 Nr. 2a, Nr. 6, Nr. 9 und § 6 (1).

§ 1 Nr. 5 wird neu aufgenommen:

„Pflanzen und Pflanzengesellschaften zu schützen, wenn sie mittelbar oder unmittelbar zur Ge​sunderhaltung der Kulturpflanze beitragen,“
Begründung: Es liegen inzwischen zahlreiche Untersuchungen vor, daß bestimmte Wildkräuter und Wildkrautgesellschaften reduzierend auf Schaderregerpopulationen wirken können.

Die bisherige Nr. 5 wird zu Nr. 6.

 § 2
Begriffsbestimmungen

§ 2 Nr. 2 wird wie folgt formuliert:

"Integrierter Pflanzenschutz: eine Kombination von Verfahren, bei denen unter vor​ran​giger Be​rücksichtigung biologischer, biotech​nischer, pflanzenzüchterischer so​wie anbau- und kul​tur​techni​scher Maßnahmen die Anwendung chemischer Pflan​zen​schutz​mittel auf das not​wen​di​ge Maß be​schränkt wird, wobei chemische Pestizide nur wenn unbedingt nötig und im Ausnahmefall eingesetzt werden und immer das letzte Mitte darstellen.
Begründung: Zum Begriff „Pestizide“ siehe unter § 2 Nr. 9. Zum Nachweis der Notwen​digkeit siehe im Abschnitt „Allgemeine Bemerkungen zum Änderungsgesetz“. Daß Pestizide nur im Aus​nahmefall eingesetzt werden sollen, basiert auf einer von der FAO publizierten IPM-Definition, in der es heißt: „When plant protection measures are deemed necessary, a system of non-chemical pest methodologies should be considered before a decision is taken to use pesticides. Suitable pest control methods should be used in an integrated manner and pesticides should be used on an as needed basis only, and as a last resort component of an IPM strategy. In such a strategy, the effects of pesticides on human health, the environment, sustainability of the agricul​tural system and the economy should be carefully considered.“

§ 2 Nr. 3 wird neu aufgenommen:

„Biologische Vielfalt: die Variabilität unter lebenden Organismen jeglicher Herkunft; dies umfaßt die Vielfalt innerhalb der Arten und zwischen den Ar​ten und die Vielfalt der Ökosysteme; gentechnisch veränderte Organismen fallen nicht unter diese Definition"

Begründung: Nach dem Bei​tritt der Bundesrepublik Deutschland zur Konven​tion zum Schutz der Biologischen Vielfalt ist es dringend geboten, die inhaltlichen Anliegen der Konven​tion in die Pra​xis umzusetzen und deshalb auch in die Terminologie des Pflanzen​schutzgesetzes aufzu​neh​men.

Die folgenden Nummern werden angepaßt.

§ 2 Nr. 3c wird neu aufgenommen:

„Kulturpilze;“

Begründung: Im Kulturpilzanbau werden häufig Pestizide ausgebracht. Pilze gehören biologisch gesehen nicht zu den Pflanzen; daher ist diese Ergänzung notwendig.
§ 2 Nr. 6 wird wie folgt formuliert:

"Naturhaushalt Umwelt: seine ihre Bestandteile Boden, Wasser, Luft, Tier- und Pflanzenarten alle Organismen (wie Tiere,  Pflanzen, Mikroorganismen,  Pilze), deren einzelne Arten sowie das Wirkungs​gefüge zwischen ihnen; die Definition schließt Tiere von Arten ein, die üblicher​weise von Menschen gefüttert, gehalten oder verzehrt werden (Nutztiere);"
Begründung: Der Begriff "Naturhaushalt" wird weder allgemein noch in der EU-Richtlinie ver​wendet. Deshalb erfolgt eine An​passung an die in​ter​national übliche und auch in der AGENDA 21 benutzte Ter​mi​nologie. Der Begriff "Na​turhaushalt" ist demzufolge im ge​samten Gesetzes​text durch den Begriff "Umwelt" zu er​set​zen.

Es ist notwendig neben Tier- und Pflanzenarten auch alle anderen Organismen hier mit aufzu​nehmen, da sie essentielle Bestandteile der Umwelt sind und teilweise für die Landwirtschaft große Bedeutung haben.
§ 2 Nr. 7 wird wie folgt formuliert:

Hier müssen die nicht-parasitären Krankheiten herausgenommen werden.

§ 2 Nr. 9 wird wie folgt formuliert:

„Pflanzenschutzmittel Pestizide: Stoffe oder Zubereitungen, die dazu bestimmt sind: ...“

Der Begriff Pflanzenschutzmittel ist hier und im gesamten Gesetz durch Pestizide zu ersetzen; hierauf wird nicht jeweils explizit hingewiesen.

Begründung: Der Begriff "Pflanzenschutzmittel" beschreibt die Einsatzbereiche solcher Mittel nicht adäquat. So kommen z.B. Wachstumsregler, die nach § 2 Nr. 9c mit zu den Pflan​zen​schutzmitteln zählen, primär aus anbautechnischen Gründen zum Einsatz. Fer​ner ist im interna​tionalen Sprachgebrauch der Begriff Pflanzenschutzmittel bzw. sind dort dessen Übersetzungen (im Englischen z. B. als "plant protection product") kaum üblich. Der Terminus Pestizid (bzw. pesti​cide) entspricht auch der gän​gigen Fachsprache im In- und Ausland. 
Die Zubereitungen sollten hier mit erfaßt werden, da dadurch die Definition auf z.B. Pflanzen- oder Mikroorganismenextrakte erweitert und die alte Nr. 9f ersetzt wird.
§ 2 Nr. 9. Buchstabe b) wird gestrichen

Begründung: Die im Regierungsentwurf vorgesehene Regelung ist insbesondere in Verbindung mit Buchstabe a) widersinnig.

§ 2 Nr. 9 als letzter Satz wird neu hinzugefügt:

„Die unter a) - e) genannten Zweckbestimmungen ergeben sich nicht nur durch die Auslobung der Stoffe oder Zubereitungen, sondern auch durch deren tatsächliche Nutzung;“

Begründung: Zweckbestimmung allein schafft zu viel Freiraum im Grenzbereich zu z. B. Dünge- und Desinfektionsmitteln. Obwohl eine „pflanzenschützende“ Wirkung vorhanden ist, würde ohne diese Regelung eine andere Aus​lobung ausreichen, um die Zulassungspflicht zu unterlaufen.

§ 2 Nr. 9b wird wie folgt geändert:

„Rückstände von Pestiziden: Ein Stoff oder mehrere Stoffe, die in oder auf Pflanzen, Pflan​zenerzeugnissen, Erzeugnissen tierischer Herkunft oder anderweitig vorhandene Stoffe in der Umwelt vorhanden sind und deren Vorhandensein...“

Begründung: Diese Änderung dient der Präzisierung und entspricht der Definition in der Richtli​nie 91/414/EWG.

§ 2 Nr. 9c wird neu aufgenommen:

Der Begriff „Stoffe“ ist analog zu der Richtlinie 91/414/EWG zu definieren.

Begründung: Der Begriff tritt an wichtigen Stellen des Gesetzes auf und muß deshalb defi​niert sein.

§ 2 Nr. 10c wird das Semikolon durch ein Komma ersetzt und folgender Absatz er​gänzt:

„ohne daß diese Stoffe vermeidbare Beeinträchtigungen oder schädliche Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit sowie auf die Umwelt und die Biologische Vielfalt haben;“

Begründung: Dieser Halbsatz entspricht dem geltenden Recht und wurde lediglich um die Ände​rung von § 1 Nr. 4 ergänzt.

§ 2 Nr. 13 als letzter Satz wird neu hinzugefügt:

„Inverkehrbringen im Sinne dieses Gesetzes ist auch die Einfuhr, Durchfuhr oder Ausfuhr oder jedes sonstige Verbringen in den, durch den oder aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes.“
Begründung: Es darf keine grundsätzlich unterschiedliche Behandlung von für den Binnen- oder Exportmarkt produzierten Pestiziden geben. Auch der Transit von Pestiziden stellt ein erhebliches Gefährdungspotential dar. Sinnvolle Ausnahmeregelungen können bei den jeweiligen Einzelbe​stimmungen vorgesehen werden (vgl. z.B. Ausführungen zum § 23).

§ 2a
Durchführung des Pflanzenschutzes

Die Einführung des § 2a wird begrüßt.

§ 2a (1) letzter Satz wird wie folgt formuliert:

„Zur guten fachlichen Praxis gehört, daß die Grundsätze des Integrierten Pflanzenschutzes be​rücksichtigt eingehalten werden.“

Begründung: Zur Erfüllung der Vorgaben der EU-Richtlinie (Art. 3 Abs. 3) und der Agenda 21 (Kapitel 14.1.8) muß das Gesetz eine Verpflichtung zur Einhaltung der Grundsätze des Integrier​ten Pflan​zenschutzes enthalten.

§ 2a (3) als letzter Satz wird neu hinzugefügt:

„Die Landesregierungen können durch Rechtsverordnungen ihre Befugnis auf die obersten Landesbehörden übertragen.“

Begründung: Hier wird auf den Entwurf vom 10.6.94 Bezug genommen, da der Entwurf vom 28.8.95 für Abs. 2 und 3 nur Auslassungszeichen enthält. Dieser Formulierungsvorschlag entspricht der üblichen Praxis der öffentlichen Verwaltung.

§ 2a (4) wird neu aufgenommen:

„Die Landesregierungen werden ermächtigt, Rechtsverordnungen nach Absatz 2 zu erlassen, soweit das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten von seiner Befugnis keinen Gebrauch macht. Sie können durch Rechtsverordnungen ihre Befugnis auf die ober​sten Landesbehörden übertragen.

Begründung: Eine solche Möglichkeit ist im Sinne des Gesundheits- und Umweltschutzes un​ver​zichtbar. Der Vorschlag entspricht der Formulierung in der Fassung des Gesetzesentwurfes vom 5.11.1993.

 § 3
Pflanzenschutzmaßnahmen

§ 3 (1) Nr. 10a wird neu aufgenommen:

„den Anbau bestimmter Pflanzenarten und ‑sorten anzuregen, zu fördern oder vorzuschrei​ben;“

Begründung: Dieser Satz ist eine direkte Folge aus der Konvention über die Biologische Vielfalt. Auch die Industrieländer müssen die Biologische Viel​falt bewahren, indem z. B. neue Acker​bausysteme entwickelt und eingeführt werden, die eine größere Biologische Vielfalt verwenden oder zur Folge haben. 

§ 6
Allgemeines

§ 6 (1) wird wie folgt formuliert:

„Bei der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln Pestiziden ist nach guter fachlicher Praxis zu verfahren. Pflanzenschutzmittel Pesti​zide dürfen nicht angewandt werden, soweit der Anwen​der damit rechnen muß, daß ihre An​wendung im Einzelfall vermeidbaren Beeinträchtigungen oder schädliche Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit von Mensch und Tier oder auf Grundwas​ser oder sonstige erhebli​che schädliche Auswirkungen, insbesondere auf den Na​turhaus​halt die Umwelt und die Biologische Vielfalt hat, oder wenn al​ternative Maßnahmen zur Kon​trolle von Schadorganismen zur Verfügung stehen. Die zustän​dige ...“

Hieraus ergeben sich auch Änderungen in weiteren Paragraphen des Gesetzes; hierauf wird jedoch nicht in jedem Einzelfall explizit hingewiesen.

Begründung: Nicht nur die einzelne Anwendung, sondern auch die An​wendung allgemein darf keine schädlichen Auswirkungen ha​ben. Nicht nur erhebliche schädliche Auswirkungen auf die Umwelt, sondern alle schädlichen Auswirkungen und vermeidbaren Beeinträchtigungen (vgl. Be​stimmung im Wasserhaushaltsgesetz) sind nicht akzeptabel. Die Unterscheidung zwischen Grundwasser und anderen Gewässern ist aus ökotoxikologischer Sicht nicht einsehbar. Die Vor​rangigkeit von alternativen Maßnahmen vor dem Einsatz von Pestiziden entspricht den in Kapitel 14 der AGENDA 21 - wo immer mög​lich - gefor​derten Sy​stemen nachhaltiger Landwirtschaft mit niedrigem Produktionsmitteleinsatz (14.9e), einer optimalen Nutzung der im eigenen Betrieb vor​handenen Produktionsmittel und dem möglichst geringen Einsatz externer Betriebsmittel (14.18f).
Die For​derung nach der Nachrangigkeit des Pestizideinsatzes wird indi​rekt im Ka​pitel 19 der AGENDA 21 (19.21) erhoben, indem dort gefor​dert wird: "Die Intensivie​rung der Forschung im Bereich der Entwicklung sicherer/sichererer Ersatzstoffe für solche toxischen Chemikalien, von denen eine nicht vertretbare und nicht an​derweitig zu beherrschende Gefahr für Umwelt oder Ge​sundheit ausgeht und de​ren Verwendung aufgrund ihrer Toxizität, ihrer Langlebigkeit und ih​res Bioakku​mulationsverhaltens nicht ausreichend kontrolliert werden kann".
Auch in ihren Ausführungen zur Etablierung von Risiko-Minimierungsprogrammen nimmt die AGENDA 21 im Kapitel 19 an mehreren Stellen direkt und indirekt Bezug auf die vorrangige An​wendung von alternativen Maßnahmen, die als Möglichkeit zur Reduzie​rung der von Chemikalien aus​gehenden Ri​siken gesehen wird: "Im Agrarbereich kann die integrierte Schädlingsbe​kämpfung unter Einbeziehung bio​logischer Pflanzenschutzmittel als Alternative zu toxischen Mit​teln ebenfalls einen Beitrag zur Risikominderung leisten" (19.45). Regierungen sollen "eine ver​bindliche wie auch freiwillige Maßnahmen beinhaltende Politik umsetzen, die auf die Bestim​mung und weitgehende Reduzierung der von toxischen Chemikalien ausgehenden Belastung durch Ausweichen auf weniger to​xische Ersatzstoffe und letztlich völli​gen Verzicht auf all jene Chemi​kalien ausge​richtet ist, von denen eine nicht zu ver​tretende und anderweitig nicht zu be​herr​schende Gefahr für Umwelt und Gesund​heit ausgeht und deren Verwendung auf​grund ih​rer Toxizität, ihrer Langlebigkeit und ihres Bioakkumulationsverhaltens nicht ausreichend kontrol​liert werden kann" (19.49c). Die Regierungen sollen (...) "sich verstärkt um die Festlegung und Ein​hal​tung von Richtwerten auf nationaler Ebene, basierend auf dem Codex Alimenta​rius von FAO/WHO, bemühen, um die schädlichen Auswirkungen chemischer In​haltsstoffe in Lebensmit​teln so gering wie möglich zu halten" (19.49d) und "die übermäßige Abhängigkeit der Landwirt​schaft von Agrarchemikalien durch Übernahme alternati​ver Landbaupraktiken, integrierter For​men der Schädlingsbekämp​fung und andere geeignete Maßnahmen verringern" (19.49g).

§ 6 (2) wird wie folgt formuliert:

„landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder erwerbsgärtnerisch,“

Hieraus ergeben sich auch Änderungen in weiteren Paragraphen des Gesetzes; hierauf wird jedoch nicht in jedem Einzelfall explizit hingewiesen.

Begründung: Es ist nachgewiesen, daß die Forstwirtschaft ohne Pestizide auskommen kann. Es sollte umgehend wenigstens ein Drittel der Fläche der Bundesrepublik Deutschland pestizidfrei wer​den. 

Die Einschränkung auf die erwerbsgärtnerische Nutzung der Flächen ist notwendig, um eine Anwendung in Privathaushalten, Haus- und Kleingärten und auf sonstigen Flä​chen generell auszuschließen bzw. dem Vorrang des Einsatzes nicht-chemischer Methoden Nachdruck zu verleihen. Die Anwendungen dort sind nicht notwendig und private Anwender verfügen meist nicht über die erforderliche Sachkenntnis.

§ 6 (2) letzter Satz wird wie folgt neu formuliert:

„Sie dürfen nicht angewandt werden:
- näher als 500 m neben bewohnten Gebäuden,
- in oder näher als 50 m an oberirdischen Gewässern,
- auf Dauergrünland,
- auf Streuobstflächen,

- auf anderen besonders empfindlichen Böden oder Standorten sowie

- gegen Wirbeltiere im Freiland.“

Begründung: Die Anwendung von Pestiziden in der Nähe von be​wohnten Gebäuden kann we​gen der immer auftretenden Abtrift nicht toleriert werden.
Die Angabe des Abstandes zu Gewässern ist notwendig, um für die Praxis konkrete Vorgaben zu haben.
Dauergrünland und Streuobstflächen gehören zwar zu den landwirt​schaftlich genutzten Flächen, können aber schon jetzt ohne Pestizide bewirt​schaftet werden.
Es ist nicht notwendig, Verkehrsflächen besonders zu erwähnen, da eine Pestizidanwendung hier vom Gesetz ohnehin nicht vorgesehen ist.

Der Einsatz von Pestiziden auf Böden mit großer Hang​neigung (>7%) und auf leichten Böden mit hohem Grundwasserstand ist sehr problematisch und sollte deshalb nicht zugelassen sein. 

Die beiden Aspekte sollten eventuell konkret genannt werden.

Das Verbot der Anwendung gegen Wirbeltiere ist aus Gründen des Tierschutzes notwendig. Die Einschränkung auf das Freiland läßt den Gesundheits- und Vorratsschutz unberührt.

§ 6a
Besondere Anwendungsvorschriften

§ 6a (1) letzter Satz:

Bei dieser Regelung handelt es sich um einen Fortschritt gegenüber der bisherigen Regelung, jedoch gilt weiterhin die PAN-Forderung eines vollständigen Verbotes der Pestizidanwendung im Haus- und Kleingartenbereich. Zu bemängeln ist, daß Hinweise darüber fehlen, welche - über die allgemeinen Zulassungskriterien hinausgehenden - Kriterien bei der Entscheidung über die Aufnahme in die Liste herangezogen werden sollen. Wenn diese Regelung Eingang in die Praxis erhält, muß gleichwohl generell gelten, daß Pestizide nur durch ausgebildete Personen ausgebracht werden. Im übrigen gilt prinzipiell die Änderung und der Kommentar zu § 6 (2).

§ 6a (3) wird gestrichen:

Begründung: Durch diese Regelung wird die Anwendung von Pestiziden maximal knapp 13 Jahre ohne zwischenzeitliche Überprüfung erlaubt. Dies ist nicht tolerierbar, wie es auch im Kommentar zu § 16 (1) ausgeführt ist.

§ 6a (4) Nr. 4. ist zumindest hier fehl am Platz

Begründung: Diese Anwendungen sind in der "Biozid-Richtlinie" zu regeln.

§ 7
Anwendungsverbote

§ 7 (1) wird wie folgt formuliert:

„Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, soweit es zur Abwehr vermeidbarer Beeinträchtigungen oder zum Schutz der menschlichen Gesundheit von Mensch und Tier sowie oder zum Schutz vor Gefahren, insbeson​dere für den Naturhaus​halt der Um​welt und der Biologische Vielfalt erforderlich ist, im Ein​vernehmen mit den Bun​desministern für Wirtschaft, für Arbeit und Sozialordnung, für Gesundheit sowie im Falle der Num​mer 1 auch und für Umwelt, Natur​schutz und Reaktorsicherheit durch Rechtsverordnung ...;“

Begründung: Es liegt nicht im Interesse des Gemeinwohls in die​sem Punkte der Vertretung der Wirtschaft ein Einvernehmensrecht einzuräumen. Das Einvernehmensrecht des BMU sollte ge​nauso wenig eingeschränkt werden, wie das des BMG oder das des BMAS; eine derartig unter​schiedliche Behandlung der verschiedenen inhaltlichen Aspekte des Zulassungsverfahrens ent​behrt jeglicher Rechtfertigung.

Es ist zudem für das Verständnis der Bundesregierung vom Sinn und Zweck des Gesetzes be​zeichnend, wenn - wie auch bei anderen Regelungen dieses Gesetzesentwurfes - das BMWi als erstes genannt wird und die übrigen drei Ministerien, die für die wesentlichen inhaltlichen Aspekte (Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und Umweltschutz) verantwortlich sind, in alphabetischer Rei​henfolge nachfolgen.

§ 7 (3) wird gestrichen.

Begründung: Die Regelung würde ausschließen, daß Abs. (1) greifen kann, da es keine nicht‑festgesetzten Anwendungsgebiete mehr gibt. Außerdem nähme sie der BBA die notwendige Fle​xibilität, um auf veränderte Situationen schnell zu reagieren.

§ 8
Weitergehende Länderregelungen

§ 8 Nr. 1. wird wie folgt formuliert:

"Vorschriften zu erlassen, die über die in § 6 Abs. (2) genannten Beschränkungen hinausgehen, oder ..."

Begründung: Die Formulierung des Regierungsentwurfs stellt eine wesentliche und nicht gerechtfertigte Einschränkung der Länderbefugnisse dar. Die bisherige Regelung, die beibehalten werden muß, gab den Ländern das Recht, auch auf landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen und gärtnerischen Flächen außerhalb von Schutzgebieten strengere Vorschriften zu erlassen. Außerdem ergäbe sich ein Widerspruch zwischen § 6 Abs. 2, in dem die Anwendung von Pestiziden an oberirdischen Gewässern und Küstengewässern verboten wird und § 8 Nr. 1. c), nach dem Einzelheiten dieser Anwendung geregelt werden können.

§ 10
Persönliche Anforderungen

§ 10 (1) wird wie folgt formuliert:

"(1)
Wer ...
1.
Pflanzenschutzmittel Pestizide in einem Betrieb


a)
der Landwirt​schaft einschließlich des Gar​ten​baus oder der Forstwirtschaft oder


b)
zum Zwecke des Vorratsschutzes


anwendet,
2. eine nach § 9 anzeigepflichtige Tätigkeit ausübt oder
3. Personen anleitet oder beaufsichtigt, die Pflanzenschutzmittel Pestizide im Rahmen eines Ausbildungsverhältnisses anwenden, soweit dies zur Ausbildung gehört.
muß die dafür erforderliche Zuverlässigkeit und die dafür erfor​derlichen fachlichen Kenntnisse  und Fertigkeiten sowie den dafür erfor​derlichen Sachkundenachweis haben und dadurch die Ge​währ dafür bie​ten, daß durch die Anwendung von Pflanzen​schutzmit​teln Pestiziden keine vermeidbaren Beeinträchtigungen oder schädlichen Auswirkungen auf die menschliche Ge​sundheit von Mensch oder Tier oder keine sonstigen vermeidbaren schädlichen Aus​wirkungen, insbeson​dere auf den Naturhaushalt, sowie auf die Um​welt und auf die Biologische Viel​falt auftreten. Außerdem muß er Fortbildungen über Pflan​zenschutzmaßnah​men ohne Ver​wen​dung von Pestiziden min​de​stens einmal jährlich in Anspruch nehmen. Die fach​lichen Kennt​nisse umfassen auch Wissen um den ökonomi​schen und ökologi​schen Wert der Biologischen Vielfalt sowie die Notwen​digkeit ihrer Erhal​tung.“

Begründung: Es ist nicht zu rechtfertigen, daß bezüglich der per​sönlichen Anforderungen eine Einschränkung des Personenkrei​ses vorgenommen wird (nach dem bisher gülti​gen PflnSchG be​nötigen Personen, die Pestizide im Kleingarten anwenden, keinen Sachkundenachweis).
Die Beratungspflicht wird eingeführt, um die Ausweitung des Integrierten Pflanzen​schut​zes in der Landwirtschaft entsprechend der neuen Definition in § 2 Nr. 2. zu for​cieren. Eine gut or​gani​sierte, regelmäßige berufliche Fortbildung ist eine wichtige Grund​lage für die Vermittlung der in der AGENDA 21 an vielen Stellen geforderten neu​en wissenschaftlichen Erkenntnisse und tech​nologischen Fortschritte (vgl. z.B. 14.31-32, 14.50-52c, 14.60c, 14.62-63, 14.80-81a).
Das Ziel, die Biologische Vielfalt zu erhalten, kann nur erreicht werden, wenn jene Personen, die Pflanzenschutz betreiben, sich über die Notwendigkeit der Erhaltung der Biologischen Vielfalt be​wußt sind. In der AGENDA 21 werden die Regierungen zu vielfältigen Maßnahmen zum Schutz der Biologischen Vielfalt auf​gefordert; u.a. heißt es dort, daß Schritte eingeleitet werden sollen, "um auf ein größeres Ver​ständnis und eine größere Würdigung des Wertes der Biologischen Vielfalt hinzu​wirken, der sowohl in ihren Bestandteilen als auch in den bereitgestellten Ökosy​stemleistungen zum Ausdruck kommt" (15.5m).

 § 10a
Anwendung zu Versuchszwecken

§ 10a (1) wird wie folgt geändert:

„Pflanzenschutzmittel Pestizide dürfen zu Versuchszwecken nur angewandt werden, wenn die Anwendung keine vermeidbaren Beeinträchtigungen und keine schädlichen Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit von Mensch und Tier oder auf Grundwasser sowie keine sonstigen schädlichen Auswirkungen, insbesondere auf den Naturhaushalt, sowie auf die Umwelt und die Biologische Vielfalt erwarten läßt. Sie dürfen ferner nur angewandt werden, wenn der An​wender und der​jenige, der Personen anleitet oder beaufsichtigt, die ein Pestizid anwenden, die dafür erforder​lichen fachlichen Kenntnisse und Fertigkeiten nachgewiesen hat. Die erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten sind der zuständigen Behörde durch Vorlage der durch Rechtsverordnung nach Absatz 3 festgesetzten Bescheinigungen nachzuweisen. (...) Die Sätze 2 und 3 gelten nicht für Versuche, die von der Biologischen Bundesanstalt oder den nach § 34 zuständigen Behörden durchgeführt werden. 
Begründung: Ausnahmen vom Sachkundenachweis sind nicht gerechtfertigt.

§ 10a (2) wird wie folgt geändert:

Die zuständige Behörde kann untersagt die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln Pestiziden zu Versuchszwecken ganz oder teilweise untersagen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß derjenige, der Pflanzenschutzmittel Pestizide zu Versuchszwecken anwendet und derjenige, der Personen anleitet oder beaufsichtigt, die ein Pestizid anwenden, die erforderliche Zuverlässigkeit oder die erforderlichen fachlichen Kenntnisse und Fertigkeiten und einen Sachkundenachweis nicht besitzt.

Begründung: Ausnahmen vom Sachkundenachweis sind nicht gerechtfertigt. Ein Ermessensspielraum die Behörde ist hier nicht notwendig und nicht sinnvoll.

 § 10b (neu)
Beratung

§ 10b wird neu aufgenommen:

„Die zuständigen Behörden stellen fachliche Beratung für einen Pflanzen​schutz unter Ver​mei​dung des Pestizideinsatzes zur Ver​fügung und leiten die durch die Forschung gewonne​nen neuen Erkenntnisse über einen Pflanzenschutz ohne Verwendung che​mischer Pestizide durch Fortbildungsmaßnahmen an den in § 10 genannten Personenkreis weiter."

Begründung: Die Pflanzenschutzberatung der Pflanzenschutzämter ist bisher stark auf den che​mischen Pflanzenschutz ausgerichtet. Beratung für einen biologischen Pflanzen​schutz wird bis​her nur von wenigen Biolandbauberatern abgedeckt. In AGENDA 21 heißt es: "Die Regierungen sollen (...) die schulische und berufliche Ausbildung der bäuerlichen Bevölkerung und der ländli​chen Gemeinden durch formale und non​formale Bildung und Ausbildung fördern" (14.32a) und "Unterstüt​zungsleistungen und Ausbildungsmöglichkeiten bereitstellen, wobei die Unter​schiede in den stand​ortabhängigen landwirtschaftlichen Gegebenheiten und Ge​pflogenheiten, die opti​male Nutzung der im eigenen Betrieb vorhandenen Produk​tionsmittel und der möglichst geringe Ein​satz externer Betriebsmittel, die optimale Nutzung der vor Ort vorhandenen natürlichen Res​sour​cen und die Bewirtschaftung erneuerbarer Ener​gieträger sowie die Errichtung von Netzwer​ken für den Aus​tausch von Informatio​nen über alternative Bewirtschaftungsformen zu berück​sich​tigen sind" (14.18f).

 § 11
Zulassungsbedürftigkeit

§ 11 (1) Nr. 1. wird gestrichen.

Begründung: Es ist grundsätzlich nicht zu vertreten, daß Pestizide, die für den Export oder Transit bestimmt sind, anders behandelt werden, als solche für den Binnenmarkt. Unterschiedli​che Standards können nicht zugelassen werden (vgl. Anm. zu § 2 Nr. 13. und § 23).

§ 11 (2) Nr. 3. wird gestrichen.

Begründung: Siehe Begründung zu § 11 (1) Nr. 1. Die Notwendigkeit einer Sonderregelung nach Nr. 3. ist nicht einsichtig. 

Sollte § 11 (2) Nr. 3. nicht gestrichen werden, müssen an der Ent​scheidung generell BGVV und UBA als Einvernehmensbehörden be​tei​ligt werden, damit der Schutz der menschlichen Gesundheit und der Umwelt sichergestellt ist.

§ 12
Zulassungsantrag

§ 12 (3)

Die geforderten Antragsunterlagen sollten Gegenstand dieses Gesetzes sein. Zur besseren Lesbarkeit kann ähnlich wie bei der EU-Richtlinie die Darstellung in einem Anhang erfolgen, auf den hier verwiesen werden sollte.

Begründung: Angesichts der Bedeutung dieser Regelung sollte eine gesetzliche Festlegung und nicht lediglich eine Ermächtigung zum Erlaß einer Rechtsverordnung vorgesehen werden.

§ 15
Zulassung

§ 15 (1) Nr. 1 wird wie folgt formuliert:

der Antrag den auf Grund des § 12 festgesetzten Anforderungen entspricht,

Begründung: Eine Einschränkung der Gültigkeit von § 12 ist nicht sinnvoll.

§ 15 (1) Nr. 1a wird eingefügt:

Der ursprüngliche § 15 (1) Nr. 2. wird als Nr. 1a. wieder eingefügt.

Begründung: Es gibt keinen Grund dafür, Gefährdungen beim Verkehr mit Pestiziden nicht mehr zu berücksichtigen.

§ 15 (1) Nr. 3 wird wie folgt formuliert:

„die Prüfung des Pflanzenschutzmittels Pestizids ergibt, daß das Pflanzenschutzmittel Pestizid (d. h. die Wirk- und alle Zusatzstoffe sowie die Rückstände) nach dem Stande der wissen​schaftlichen Erkenntnisse und der Technik bei bestimmungsgemäßer und, sachgerechter und nicht sachgerechter Anwendung oder als Folge einer solchen Anwendung...“

Begründung: Die gesonderte Nennung ist notwendig, da bisher bei der Prüfung von Pestiziden den in ihnen enthaltenen Wirk​stoffen und Zu​satzstoffen bezüglich der Prüfanforderun​gen nicht die gleiche Bedeu​tung beige​messen wur​de. Die Auswirkungen von Rückständen (auch nicht ex​trahierbare oder nicht identifizierbare) wurden bis​her überhaupt nicht gesondert betrach​tet. Zur Vermeidung von Gefahren müssen alle diese Stoffe ebenfalls geprüft werden.
Leider lehrt die Praxis, daß Pestizide nicht nur sach​gerecht angewendet werden. Die häufigsten, vorhersehbaren An​wendungsfehler (Überdosierung, falscher Anwendungszeitpunkt, fal​sche An​wendungsbedingungen) müssen als gegeben hingenommen und deshalb bei der Zulassungs​ent​scheidung berücksichtigt werden. (Siehe auch das Kapitel "Allgemeine Anmerkungen zum Ände​rungs​gesetz".)
Der Einsatz von Pestiziden sollte generell nicht zu Schä​den führen. Hierzu ist in der AGENDA 21 unter Punkt 19.48 zu lesen: "Ziel dieses Programmbe​reichs sind die Ausschaltung nicht hin​nehmbarer bzw. nicht vertretbarer Risiken sowie - im Rahmen des wirtschaftlich Vertretbaren - die Reduzie​rung der von toxi​schen Chemikalien ausgehenden Gefährdung, sei es durch Nutzung des brei​ten Spektrums an Möglichkeiten zur Risikominderung, sei es durch Ergreifung vorbeu​gender Maßnahmen auf der Grundlage umfassender Stoffkreislaufanalysen".
Im Punkt 19.49a heißt es indirekt zur Be​rücksichtigung von Fehlanwendungen: Die Regierungen sollen "auf die Verfolgung einer Politik hinwirken, die nach Möglichkeit dem anerkannten Prinzip der Produzentenhaftung sowie einem Gefahrstoffmana​gement verpflichtet ist, das bei der Her​stellung, dem Vertrieb, dem Transport, der Verwendung und der Entsorgung gefährlicher Chemi​kalien - auf der Basis von Stoffkreisläufen - der Vorsorge und vorbeugenden Abwehr von Gefahr​stoffen be​sondere Bedeutung beimißt".
§ 15 (1) Nr. 3 Buchstabe a) wird wie folgt formuliert:

„hinreichend wirksam und nach dem Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse, besonders hinsichtlich der Anbaumethoden, erforderlich ist,“

Begründung: Zweck des Gesetzes ist es u.a., Gefahren abzuwen​den. Daraus läßt sich das Ge​bot ableiten, den Einsatz von Pesti​ziden, der prinzipiell mit Gefahren verbunden sein kann, zu vermei​den. Deshalb muß auch die Erforderlichkeit eines neuen Pestizids einer Prüfung unterzogen wer​den. Besteht die Möglichkeit, gesunde Agrarprodukte ohne die Verwendung von Pesti​ziden zu produ​zie​ren, so darf ein Pestizid wegen des Gebo​tes zur Gefah​renmini​mierung, nicht einge​setzt werden. Die Forderung nach Prüfung der Erfor​derlichkeit wird in​direkt im Kapitel 19 der AGENDA 21 (19.21a) er​hoben, indem dort die Verstärkung der Forschung nach si​cheren bzw. sichereren Alternativen zu toxi​schen Chemikalien verlangt wird.
Die Notwendigkeit, die Erforderlich​keit eines neuen Pe​stizids nachzuweisen, ergibt sich weiter​hin indirekt aus den Aussagen der AGENDA 21 zur Risikominimierung von gefährlichen Chemi​ka​lien: Die Regierungen sollen "eine verbindliche wie auch freiwillige Maßnahmen beinhaltende Poli​tik umsetzen, die auf die Bestimmung und weitgehende Reduzierung der von toxischen Chemika​lien ausgehenden Belastung durch Ausweichen auf weniger toxische Ersatzstoffe und letztlich völ​ligen Verzicht auf all jene Chemikalien ausgerichtet ist, von denen eine nicht zu vertre​tende und anderweitig nicht zu beherrschende Gefahr für Umwelt und Gesundheit ausgeht und deren Ver​wendung aufgrund ihrer Toxizität, ihrer Langlebigkeit und ihres Bio​akkumulationsver​haltens nicht ausreichend kontrolliert werden kann" (19.49c).
Zudem ist Punkt 19.44 der AGENDA 21 zu nennen, in dem es heißt: "Für viele der heute ver​wen​deten toxischen Chemikalien gibt es Ersatzstoffe. Somit kann mitunter durch Verwendung anderer Stoffe oder sogar durch chemiefreie Technologien eine Risikominderung erreicht wer​den".
Vergleiche auch die Er​läuterungen zur Änderung des § 6 (1).

§ 15 (1) Nr. 3 Buchstabe c) wird gestrichen.

Begründung: Die Bekämpfung von Wirbeltieren mit Pestiziden ist nicht zu rechtfertigen.

§ 15 (1) Nr. 3 Buchstabe d) wird wie folgt formuliert:

„keine vermeidbaren Beeinträchtigungen oder schädlichen Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit von Mensch und Tier und auf das Grundwasser , sowie auf die Umwelt und die Biologische Vielfalt hat. Hierbei sind die beson​dere Emp​findlichkeit ungeborener, junger, kran​ker und al​ter Menschen sowie synergistische Effekte sowohl auf Menschen als auch auf die Um​welt zu berücksichtigen.“ 

Begründung: Angesichts der inzwischen vorliegenden Erkenntnisse über ökologische Zusam​men​hänge ist nicht zu rechtfertigen, daß Tiere bezüglich des Schutzniveaus hervorge​hoben wer​den. Vielmehr muß allen anderen Bestandteilen der Umwelt ein gleich hohes Schutzniveau einge​räumt und damit die Biologische Vielfalt gefördert werden.

In den Industrieländern ist durch die Art der Landbe​wirtschaftung die Biologische Vielfalt redu​ziert worden. Jetzt gilt es, der Biologischen Vielfalt Priorität einzuräu​men (vgl. Artikel 3, 7c, 9c, 10c, 16.1 und 19.3 der Konvention über die Biologische Vielfalt und das Kapitel 15 der AGENDA 21).
Die Erwäh​nung des Grundwassers erübrigt sich, da dies zur Umwelt gehört. Auch die Nutztiere werden entsprechend der Definition in § 2 zur Umwelt gezählt und gleichermaßen geschützt.
Besonders empfindliche Bevölkerungsgruppen und synergistische Effekte werden weder im alten Gesetz noch in der EU-Richtlinie aus​reichend berücksichtigt.

§ 15 (1) Nr. 3 Buchstabe e) wird gestrichen; statt dessen wird neu eingefügt:

„unter Umweltbedingungen weder persistent noch bioakkumulierend ist,“ 

Begründung: Die Streichung ist eine Folge der neuen Formulierung von Buchstabe d).

Von per​sistenten und bioakkumulierenden Pestiziden geht eine besondere Gefährdung aus, die durch die ökotoxikologischen und toxikologischen Prüfungen nicht erfaßt werden können. Je län​ger ein Stoff in der Umwelt verbleibt und je stärker er sich in Organismen anreichert, um so größer ist die Gefahr, daß zu einem späteren Zeitpunkt zuvor unerkannte Auswirkungen auf Mensch und Um​welt auftreten können. Persistenz und Bioakkumulation stehen für die niemals sicher zu ermit​telnde (Öko-)Toxizität. Die bisherigen Erfahrungen bei der Bewertung von Pestizi​den und ande​ren Chemikalien weisen nachdrücklich auf diese Problematik hin (z.B. DDT, PCB, FCKW etc.).

§ 15 (1) Nr. 4 Buchstabe b) wird wie folgt formuliert:

„die bei bestimmungsgemäßer und sachgerechter der Anwendung des ...“ 

Begründung: siehe Begründung zum Kommentar zu § 15 (1) Nr. 3.

§ 15 (1) Nr. 4 letzter Satz wird wie folgt formuliert:

„mit vertretbarem Aufwand zuver​lässig mit der für den Nachweis der toxikologischen und öko​toxiko​logischen Unbedenklichkeit erforderlichen Bestimmungsgrenze be​stimmt werden kön​nen und“ 

Begründung: Die Angabe der Bestimmungsgrenze ist notwendig, da andernfalls die Regelung wissenschaftlich nicht eindeutig ist.

§ 15 (1) Nr. 6 wird neu aufgenommen:

„bei der Produktion des Pestizids, der zu seiner Formulierung eingesetzten Zu​satzstoffe und des für das Inverkehrbringen des Pestizids benutzten Verpackungsmaterials keine toxischen, per​sistenten oder bioakkumulierenden Abfälle in unvertretbar hoher Menge entstehen, und jede Möglichkeit zur Redu​ktion dieser Abfallmengen aus​geschöpft wird; als unvertretbar hoch wird dabei eine aus der Herstellung eines Handelspräparates und seiner Verpackung unter an​teiliger Berücksichtigung von bei Koppelproduktionen entstehenden Abfäl​len resultierende Ge​samtabfallmenge angesehen, die gewichtsmäßig größer als die halbe Menge an verpack​tem Han​delsprodukt ist,“

Begründung: In dem Kapitel 20 über gefährliche Abfälle und in dem Kapitel 21 der AGENDA 21 über sonstige fe​ste Abfälle wer​den eindeutige abfallpolitische Zielvorgaben ge​nannt; so ist nach Punkt 20.6 bzw. Punkt 20.7a die Entstehung von gefährlichen Abfäl​len zu verhindern oder zu mi​nimieren und nach Punkt 21.8a die Menge an zu entsorgenden (nicht gefährlichen) Abfällen nicht zu vergrößern bzw. zu re​duzieren. Die beim Her​stellungsprozeß von Pestiziden entste​henden Abfälle ge​hören weitge​hend zur Ka​tegorie der gefährlichen Abfälle; in Punkt 20.11a heißt es: "Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt: a) soweit realisierbar, die Verringe​rung der anfallenden Abfallmengen als Teil eines auf eine umweltverträgliche Produktion ausge​richteten in​tegrierten Konzepts".
Aus​führungen, durch welche Maßnahmen eine Reduzierung der Abfallmengen er​reicht werden kann, leistet die AGENDA 21 im Kapitel 20 unter den Punkten 20.19b bis 20.19.e.

§ 15 (1) Nr. 7 wird neu aufgenommen:

„bei der Produktion des Pestizids, der zu seiner Formulierung eingesetzten Zu​satzstoffe und der für das Inverkehrbringen des Pestizids benutzten Ver​packungsmaterialien keine Abfälle entstehen, die toxisch, persistent und bioakkumulierend sind und die nicht innerhalb der Gren​zen des Gültigkeitsbereiches des Geset​zes sicher entsorgt werden können,“ 

Begründung: Mit dem Punkt 20.13c fordert die AGENDA 21 die Regierungen auf, die Möglich​keit ei​nes endgültigen "phase-out" von gefährlichen Abfällen zu berücksichtigen: "Dabei ist auch die Möglichkeit einer letztendlich totalen Abschaffung derjenigen Stoffe, von denen eine nicht zu ver​tretende und anderweitig nicht zu beherrschende Ge​fahr ausgeht und die toxisch und lang​lebig sind und zur Bioakkumulation neigen, baldmöglichst in Betracht zu ziehen".
Diese Möglichkeit kann bezogen auf die Produktion von handelsfertigen, verpack​ten Pestiziden am ehe​sten da​durch er​reicht werden, daß bei der Zulassung eines Pestizids nach​ge​wie​sen wer​den muß, daß durch die Produktion und das Inver​kehrbringen des Pestizids keine Abfälle entste​hen, die to​xisch, persistent und bioakkumulierend sind und die nicht in​nerhalb der Gren​zen des Gültigkeitsbereiches des Gesetzes sicher ent​sorgt wer​den kön​nen. Die Forderung, daß die durch das Inver​kehrbringen von Pe​sti​ziden in der Bundes​re​publik entste​henden Abfälle auch in​nerhalb der Grenzen der Bundesrepu​blik zu ent​sorgen sind, ergibt sich aus dem Punkt 20.24c der AGENDA 21: Regierungen sollen "auf die Inlandsentsorgung ge​fährlicher Ab​fälle im Ursprungsland hinwirken, sofern diese umweltverträglich und durchführbar ist. Eine grenzüber​schreitende Verbringung darf nur aus umwelt​schutzrechtlichen oder ökonomischen Gründen stattfinden und muß zwischen allen betroffenen Staaten vorher abgesprochen werden".

§ 15 (1) Nr. 8 wird neu aufgenommen:

„der Antragsteller seiner Produktverantwortung gerecht wird und den vollständi​gen Lebens​zyklus des Pestizids unter Einbeziehung der Produktion, der Lage​rung, des Handels, des Transports, der Anwendung und der Entsorgung über​prüft hat, ferner für alle Stationen des Lebenszyklus Sicherheits- und Notfallmaß​nahmen und vor allem hinsichtlich der Stationen Pro​duktion, Lagerung und Entsor​gung Notfall​maßnahmen und Informations- und Mit​spra​che​programme für die be​troffene Be​völkerung anbieten kann,“

Begründung: Im Kapitel 19 der AGENDA 21 werden die Regierungen zur Einführung einer Pro​du​zentenhaftung ("producer liability principles", 19.49a) und die Industrie zur Übernahme der Pro​duktverantwortung ("responsible care", 19.50b) aufgefor​dert. In bei​den Fällen soll der voll​stän​dige Lebenszyklus ("total life cycle") eines Produktes Be​rücksichtigung finden. Die Industrie soll ferner zu freiwilligen Informa​tions- und Mit​spracheprogrammen, sogenannten "community-right-to-know programs", er​mutigt werden, die Anwohnerinnen und Anwohnern von Pro​dukti​ons​stand​orten, Lagerplätzen oder Deponien Informations- und Mitspra​cherechte einräumen: "Die In​dustrie soll angehalten werden (...) c) auf die freiwil​lige, an den international gülti​gen Leit​linien orientierte Anerkennung des Informati​onsrechts der Öffentlichkeit hinwirken, etwa im Zu​sam​menhang mit möglichen oder tatsächlichen Freisetzun​gen von Stoffen und den Ursachen sowie Vorbeugemög​lichkeiten hierfür sowie zur Vorlage von Jahresberichten über routinemäßige Frei​setzungen toxischer Chemi​kalien in die Umwelt, soweit einschlägige Bestimmun​gen des jeweili​gen betroffe​nen Staates fehlen" (19.50c). Eine solche Bestimmung wird hiermit eingefügt. An an​de​ren Stellen des Kapitels 19 werden die Regierungen aufgefordert, die Übernahme von "community-right-to-know"-Program​men oder ähnlicher Ver​fahren zur Informa​tion der Bevölke​rung in die Gesetzge​bung zu überprüfen (19.8; 19.50c).

§ 15 (1) Nr. 9 wird neu aufgenommen:

„der Antragsteller einen Kodex über Prinzipien für den Handel mit gefähr​li​chen Chemikalien verpflichtend un​terstützt.“

Begründung: Im Kapitel 19 der AGENDA 21 heißt es: "Die Industrie soll angehalten werden a) im Zusammenwirken mit den Regierungen, einschlägigen internationalen Organisatio​nen und den zuständigen Einrichtungen des Systems der Vereinten Nationen einen international abge​stimm​ten, den Handel mit Chemikalien regelnden Verhaltensko​dex zu erarbeiten, der insbeson​dere der Pflicht zur Offenlegung von Gefährdungs​potentialen und zur umweltverträglichen Ent​sorgung von Chemikalien, deren Halt​barkeitsdatum abgelaufen ist, Rechnung trägt" (19.50a).

§ 15 (1) Nr. 10 wird neu aufgenommen:

„der Zulassungsinhaber mit dem Zulassungsantrag den Nachweis erbrin​gt, daß er bei den zulassungsrelevanten bzw. bei den mit der Zulassung im Zu​sammenhang stehenden Un​tersuchungen alle Möglichkei​ten ausgeschöpft hat, Tier​versu​che durch andere Methoden zu erset​zen. Kann ein Antragsteller seine Bemühungen um die Tierversuchsreduzierung nicht un​ter Beweis stellen, so ist die Zulassung zu versagen.“

Begründung: Der Tierschutzgedanke und die Forderung nach einer Reduzierung der Tierversu​che findet sich in der AGENDA 21 im Kapitel 19: "Die Förderung der Forschung mit dem Ziel, Verfahren zu entwickeln und zu validieren, die als Ersatz für Methoden dienen, die Tierversuche erfordern (wodurch der Einsatz von Tieren für Versuchs​zwecke reduziert wird)" (19.21b).

§ 15 (2) Nr. 2 wird wie folgt geändert:

„die zum Schutz der Gesundheit von Mensch und Tier und die zum Schutz vor ver​meidbaren Beeinträchtigungen oder sonstigen schädlichen Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit sowie auf die Umwelt und die Biologische Vielfalt, insbesondere auf den Natur​haushalt, erfor​derlichen Anwendungsbestimmungen ...“
Begründung: Ergibt sich aus dem Kommentar zu § 15 (1) Nr. 3. d).

§ 15 (2) Nr. 3 wird gestrichen.

Begründung: Da Pestizide in Haus- und Kleingärten überhaupt nicht angewendet werden sollen, entfällt auch die Liste nach § 6a (1) Satz 2. (Siehe auch die Kommentare zu § 6 (2) und 6a (1).)
§ 15 (3) Nr. 1 und 2 werden wie folgt formuliert:

„1. nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe d und e und Nr. 4 hinsichtlich der Auswirkungen auf die mensch​lichen Gesundheit im Einvernehmen mit dem Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbraucherschutz und Vete​rinärmedizin,“
„2. nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe d und e hinsichtlich der Vermeidung von Schäden durch Belastung des Wassers und der Luft sowie durch Abfälle des Pflanzenschutzmittels der Auswir​kungen auf die Umwelt und die Biologische Vielfalt im Einver​nehmen mit dem Umweltbundesamt,“

Begründung: Durch die Formulierung wird die beim UBA vorhandene Fachkompetenz für die Bewertung des Verhaltens in der gesamten Umwelt genutzt.

§ 15 (3) Nr. 3 wird neu aufgenommen:

„nach Absatz 1 Nr. 8. und Nr. 9. im Einvernehmen mit der Bundesanstalt für Exportkontrolle.“

Begründung: Die Neuformulierung folgt aus der Neuaufnahme der Nummern 8. und 9. in § 15 (1) und des § 33a.

§ 15 (4) Nr. 2 und folgender Satz wird wie folgt formuliert:

„zum Schutz vor vermeidbaren Beeinträchtigungen oder schädlichen Auswirkungen der Ge​sundheit von Mensch und Tier auf die menschliche Gesundheit sowie auf die Umwelt und die Biologische Vielfalt und zum Schutz vor sonstigen Auswirkungen, insbesondere auf den Natur​haushalt,
erforderlich sind, soweit Regelungen nach Absatz 2 nicht getroffen werden. Ferner verbindet die Biologische Bun​desanstalt die Zulassung mit dem Vorbehalt der nachträglichen Auf​nahme oder Ergänzung von Auflagen.“

Begründung: Der Schutz der menschlichen Gesundheit und der Umwelt ist wie überall im Ge​setz auch hier gleichrangig zu behan​deln. Der Verweis auf Absatz (2) schränkt die Biologische Bun​desanstalt unnötig ein.

§ 15 (7):

Die Regelung wird begrüßt, da sie so etwas wie eine beobachtende Zulassung ermöglicht. Die Er​gebnisse müssen aber auch den Ein​vernehmensbehörden mitgeteilt werden; eine entspre​chende Regelung hinsichtlich der Einvernehmensbehörden ist auch im § 15a erforderlich.

§ 15b
Zulassung von in anderen Mitgliedstaaten  
zuge​lassenen Pflanzenschutzmitteln

§ 15b (1) Nr. 3 Buchstabe b wird wie folgt formuliert:

„der Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit von Mensch und Tier und Grundwasser sowie “

Begründung: siehe oben 

§ 15b (1) Nr. 3 Buchstabe c wird wie folgt formuliert:

„der sonstigen Auswirkungen insbesondere auf die Umwelt und die Biologische Vielfalt den Na​turhaushalt, wobei die klimatischen, pedologischen und hydrogeo​logischen Verhältnisse be​sonders berücksichtigt werden,“

Begründung: Angesichts der Bedeutung der gegenseitigen Zulas​sung und der Unsicherheit wie mit der "Vergleichbarkeit der Bedin​gungen" umgegangen werden wird, ist es notwendig, die Kri​terien zur Beurteilung der Verhältnisse zu benennen.

§ 15b (4) 13:

Änderungen sind analog zu den Änderungen in § 15 (3) Nr. 1. und 2. vorzunehmen.

§ 15b (5) wird wie folgt geändert:

"... zum Schutz der Gesundheit von Mensch und Tier vor vermeidbaren Beeinträchtigungen und zum Schutz vor sonstigen schädlichen Auswirkungen, insbesondere auf den Naturhaushalt auf die menschliche Gesundheit sowie auf die Umwelt und die Biologische Vielfalt ..."

Änderungen sind analog zu den Änderungen in § 15 (4) Nr. 2. vorzunehmen.

Begründung: siehe oben.

§ 15b (7) wird wie folgt geändert:

„... das Pflanzenschutzmittel Pestizid im Rahmen des durch die Entscheidung vorgesehenen Rahmens zu, sofern Absatz 1 dem nicht entgegensteht.“
Begründung: Es muß auch hier verdeutlicht werden, daß es keinen Automatismus in der Zulas​sung von Pestiziden geben kann.

 § 15c
Zulassung vor Entscheidung der Europäischen Gemeinschaft

§ 15c (1) wird wie folgt formuliert:

„Die Biologische Bundesanstalt kann ein Pflanzenschutzmittel Pesti​zid abweichend von § 15 Abs. 1 Nr. 2 bis 5, Abs. 3 und 7 für einen Zeitraum von höchstens drei Jahren zulassen, wenn 1. das Pflanzenschutzmittel Pestizid ei​nen Wirkstoff ... worden ist und

2. die Voraussetzungen nach § 15 Abs. 1 Nr. 3. bis 10. gegeben sind.“

§ 15c (2) wird wie folgt neu formuliert:

„§ 15 Abs. 2 bis 7 sowie § 15 a gelten entsprechend.“

Begründung für Änderungen in Abs. 1 und 2:  Für eine befristete Zulassung eine Pestizids, dessen Wirkstoff nicht in Anhang I der EU-Richtlinie steht, müssen die gleichen Voraussetzungen gelten, wie für den Regelfall. Die Einvernehmensregelungen sind entsprechend den Änderungen von § 15 (3) Nr. 1. bis 3. vorzunehmen. Die Formu​lierung im Entwurf ist unnötig kompliziert.

§ 15c (3) wird gestrichen;

Begründung: Eine Verlängerung dieser vorläufigen Zulassung muß ausgeschlossen sein.

§ 15d (neu)
Kontrolle der Unterlagen

§ 15d wird neu aufgenommen:

„Die Biologische Bundesanstalt und die Einvernehmensbehörden überprüfen die ihr mit Zulas​sungsan​trägen eingereichten Unter​lagen im Verdachtsfall und in regelmäßigen Abständen durch eigene experi​mentelle Untersuchungen.“

Begründung: Verschiedene Fälle von Mißbrauch zeigen, daß eine solche Regelung notwendig ist.

§ 16
Ende der Zulassung

§ 16 (1) wird wie folgt formuliert:

„Zulassungen nach §§ 15 und 15b enden fünf zehn Jahre nach Ablauf des Jahres,...“

Begründung: In der Vergangenheit haben sich Pestizide oft nach​träglich als gefährlich erwie​sen. Das wird auch in Zukunft so sein. Eine kürzere Laufzeit entspricht auch eher dem schnellen wis​sen​schaftlichen Fortschritt.

§ 16 (2) wird gestrichen.

Begründung: Es handelt sich hier um eine vorweggenommene Zu​lassungsentscheidung der BBA ohne Beteiligung der Einverneh​mensbehörden. Durch diesen Passus sollen Pestizide ohne Zulas​sung über einen unbestimmten Zeitraum am Markt gehalten werden. Dies ist nicht akzep​ta​bel.

§ 16a
Widerruf; Rücknahme; Ruhen der Zulassung

§ 16a (2) wird wie folgt geändert:

„§ 15 Abs. 1 Nr. 3 bis 5“ wird ersetzt durch „§ 15 Abs. 1 Nr. 2 bis 10“

Begründung: Es ist zu berücksichtigen, daß ein Wirkstoff auch aus dem Anhang I der EU-Richt​linie entfernt werden kann. Auch in diesem Fall ist eine Zulassung zu widerrufen. Die Er​gänzung der Nr. 6. bis 10. ergibt sich aus der Änderung des § 15.

§ 16a (4) Nr. 2. wird wie folgt formuliert:

„vorsätzlich oder grob fahrlässig durch Angaben, die in wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollständig waren,“

Begründung: Die Zurücknahme der Zulassung muß bei unrichtigen Angaben auch dann erfol​gen, wenn der Antragsteller nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig gehan​delt hat.

§ 16a (7) erster Satz wird wie folgt formuliert:

„Nach Beendigung der Zulassung eines Pflanzenschutzmittels Pestizids ist dessen Rückgabe an den Zulassungsinhaber oder einen von ihm beauftragten Dritten zulässig vorgeschrieben.“

Die Sätze 2 und 3 werden gestrichen.

Begründung: Der Anwender muß in allen Fällen eines Endes der Zulassung zur Rückgabe der Restbestände verpflichtet sein. Im an​deren Fall ist eine unkontrollierte „Entsorgung“ zu befürch​ten.

 § 17
Ermächtigung

§ 17 (3) Nr. 2a wird neu aufgenommen:

„die Gründe für das Ende der Zulassung, die Rücknahme, den Widerruf oder das Ruhen der Zulassung und, „

Begründung: Diese Regelung erhöht die Transparenz der Ent​scheidungen der Behörden (siehe auch Begründung zur Änderung von § 19 Abs. 1).

§ 18
Genehmigung

§ 18 (2) und (3) werden als neuer Absatz 2 wie folgt neu formuliert:

„Für Genehmigungen nach Abs. 1 gelten § 15 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3 bis 7 sowie § 15 a entspre​chend.“

Begründung für Änderungen in Abs. 2 und 3: Es müssen die gleichen Voraussetzungen gel​ten, wie für den Regelfall. Die Formu​lierung im Entwurf ist unnötig kompliziert.
§ 18a
 Genehmigungsverfahren

§ 18a (4) wird wir folgt geändert:

„... sowie die Rücknahme oder den Widerruf der Genehmigung einschließlich der jeweiligen Gründe im Bundesanzeiger bekannt.“

Begründung: Diese Regelung erhöht die Transparenz der Entscheidung der Behörden.

§ 18b
Genehmigung im Einzelfall

§ 18b wird gestrichen.

Begründung: Eine weitere Regelung für Ausnahmegenehmigungen als die in den §§ 11 (2), 18 und 18a ist nicht notwendig und kann auch mit regionalen Unterschieden nicht begründet und deshalb nicht akzeptiert werden.

§ 18c
Geheimhaltung und Informationspflicht
Die Aufnahme des § 18c wird aus den in der Begründung zu § 19 genannten Gründen begrüßt.

§ 18c (1) wird wie folgt geändert:

„... soweit der Antragsteller oder Zulassungsinhaber die Geheimhaltungsbedürftigkeit der Angaben und Unterlagen glaubhaft  dargelegt hat. ...“

Begründung: Die Kenntlichmachung der Geheimhaltungsbedürftigkeit reicht als Entscheidungsgrund​lage nicht aus.

§ 18c (2) Nr. 2. wird wie folgt formuliert:

„die Angabe der Wirkstoffe und Zusatzstoffe nach Art und Menge,“

§ 18c (2) Nr. 3. wird wie folgt formuliert:

„die physikalisch-chemischen Angaben zum Pflanzenschutzmittel Pestizid, zu den Zusatzstoffen und zum Wirkstoff,“ 

Begründung: siehe Begründung zum Kommentar zu § 19 (3);

§ 18c (2) Nr. 4. wird wie folgt formuliert:

„die Beschreibung der Methoden und die Zusammenfassung der Ergebnisse und Untersu​chungen der Versuche zur Wirksamkeit und zu den Auswirkungen auf die menschliche Ge​sundheit von Mensch und Tier sowie den sonstigen Auswirkungen, insbesondere auf den Na​turhaushalt die Umwelt und die Biologische Vielfalt,“

Begründung: Die Öffentlichkeit hat ein Recht darauf, die Ergebnisse und die verwendeten Me​thoden im einzelnen überprüfen zu können. Wenn die Untersuchungen korrekt durchgeführt wor​den sind, braucht der Antragsteller die Überprüfung nicht zu scheuen. Da es sich bei den Unter​suchungen um wissenschaftliche Versuche handeln muß, widerspricht deren Geheimhaltung auch den Grundprinzipien der Wissenschaft.
Menschliche Gesundheit und Umwelt sind gleichermaßen zu schützen.

§ 18c (2) Nr. 7 wird wie folgt formuliert:

"Angaben über Verfahren zur sachgerechten Beseitigung oder Neutralisation Unschädlichma​chung von ...;

Begründung: Neutralisation ist ein in der Chemie belegter Begriff und hat nicht die hier ge​wünschte Aussage. Diese Formulierung entspricht auch der Formulierung in Artikel 14 der EU-Richtlinie.

§ 18c (4) wird neu aufgenommen:

„Die Antragsteller und Zulassungsinhaber halten die ihnen vorliegen​de Daten zur Human- und Ökotoxi​kologie der Wirkstoffe, der Zusatz​stoffe, der Handelspro​dukte und der bei ihrer Pro​duktion, ihrem Inverkehrbringen und Anwendung ent​stehenden Abfälle zur Einsicht durch die Öffentlichkeit bereit.“

Begründung: Zur öffentlichen Einsichtnahme heißt es in der AGENDA 21: "Die Industrie soll das speziell zur Abschätzung potentieller gesundheitlicher und umweltbezogener Risi​ken benötigte Datenmaterial über die von ihr hergestellten Substanzen zur Verfü​gung stellen. Alle wichtigen na​tional zuständigen Behörden, internationalen Gre​mien und sonstigen mit der Abschätzung des Gefährdungspotentials und der Risi​ken befaßten Stellen sollen hierauf Zugriff nehmen können. Dies gilt im größtmögli​chen Umfang unter Wahrung begründeter Geheimhaltungsinteressen der Firmen, gleichermaßen für die interessierte Öffentlichkeit" (19.16).
Im Punkt 14.78.a der AGENDA 21 heißt es: "Regionale Organisationen sollen a) ein System zur Erfassung, Analyse und Transfer von Daten über Art und Menge des Jahresverbrauchs an Pflan​zenschutzmitteln und ihre Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und die Umwelt einrich​ten".
Die Be​rück​sich​tigung der von Abfällen ausgehenden Aus​wirkungen auf Mensch und Umwelt er​gibt sich aus dem Punkt 20.28b der AGENDA 21: Die Regierungen sollen "Programme zur um​weltverträglichen Entsorgung gefährlicher Abfälle unter Beachtung etwaiger Gesundheits- und Umweltnormen einführen beziehungsweise erweitern und Überwachungssysteme zur Bestim​mung eventueller schädlicher Auswirkungen gefährlicher Abfälle im Falle einer Exposition der Be​völkerung und der Umwelt ausbauen".
Siehe auch die Begründung zu den Änderungen des "§ 19 Melde​pflicht".

 § 19
Meldepflicht

§ 19 (1) wird wie folgt formuliert:

„... Art und Menge der von ihm an Empfänger mit Wohnsitz oder Sitz im Inland abge​gebenen oder ausgeführten Pflanzenschutzmittel Pestizide unter Angabe der Be​zeichnung und der Menge der jeweils in ihnen enthaltenen Wirkstoffe und Zusatzstoffe und die in Zu​sammenhang mit der Produktion, dem Handel und der Anwendung entstehenden Abfälle nach Art und Menge. Die Meldung hat für jedes Pflanzenschutzmittel Pestizid, jeden Zusatzstoff und die in Zusammenhang mit der Produktion, dem Handel und der Anwendung entstehenden Abfälle nach Art und Menge getrennt und unter Angabe der Bezeichnung zu erfolgen. Bei den ausgeführten Pestiziden ist das jeweilige Empfängerland zu benen​nen. Sätze 1 und 2 finden keine Anwendung, soweit Pflanzenschutzmittel auf Grund einer Genehmi​gung nach § 11 Abs. 2 abgegeben werden.“

Begründung: Für die im Kapitel 19 der AGENDA 21 geforderte Verbesserung von Datenbanken, Informationssystemen zu toxischen Chemikalien und für die dort verlangte Ein​richtung von Emis​sionskata​stern (vgl. 19.40b) ist auch die Kenntnis der Zusatz​stoffe notwen​dig. Siehe hierzu auch die Begründungen zu den neu eingefügten § 17 (3) und § 19 (3).
Die Notwendigkeit der Berücksichtigung der Abfälle bei der Meldepflicht ergibt sich aus den Kapi​teln 20 und 21 der AGENDA 21. Im Kapitel 20 wird gefordert, "die Re​gierungen sollen für gefähr​liche Abfälle und deren Behand​lungs-/Ablagerungsstätten (...) Bestandsaufnahmen (...) anferti​gen (...). Die Indu​strie soll die dafür erforderlichen Informationen liefern" (20.22a). Des weiteren heißt es, "die Regierungen sollen sich um die Erfassung von Daten über Abfallerzeuger oder -ent​sorger/-verwerter bemühen und diese den betroffenen Personen und In​stitutionen zur Verfü​gung stellen" (20.23c), sowie "Daten erfassen und auswerten, nationale Ziele festlegen und den Stand der Verwirklichung überwachen" (21.11b).
Zur Benennung des jeweiligen Empfängerlandes siehe die Begründungen zur Än​de​rung des § 23 und zum § 33a (Neu).
Es ist notwendig, auch bei nach § 11 Abs. 2 genehmigten Pestizidanwendungen die Daten der tatsächlichen Abgabe nach Art und Menge zu erheben.

§ 19 (2) wird wie folgt geändert:

„... für Arbeit und Sozialordnung, für Gesundheit ...“

Begründung: In der Logik des Gesetzesentwurfes fehlt hier die Berücksichtigung des Einverneh​mens des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung.
§ 19 (3) wird neu aufgenommen:

„Die Biologische Bundesanstalt veröffentlicht die ihr nach Abs. 1 und 2 gemeldeten Daten bis zum 31. 3. des jeweils folgenden Jahres. Zwischen den Veröffentlichungs​terminen haben die mit der Umset​zung des "Prior Infor​med Consent (PIC)" befaß​ten Behör​den (sogenannte "designated national authori​ties") anderer Länder, die Einrichtungen der UN- und anderer zwi​schenstaatlicher Organisationen sowie Nichtregierungsorganisationen jeder​zeit das Recht auf Zugang zu den bei der Bio​logischen Bundesan​stalt gemäß § 19 (1) vor​lie​genden In​for​mationen.“

Begründung: Laut Agenda 21 Kapitel 40 "Information für den Entscheidungs​prozeß" besteht Be​darf an Daten und Informatio​nen, die den Zustand und die Entwicklung des Ökosystems Erde, der Naturres​sourcen, der Verschmutzung und der sozioökonomischen Faktoren bele​gen.
Der Einsatz von Pestiziden hat zur Ver​schmutzung von Was​ser, Boden und Luft geführt; zudem wurden im​mer wieder Grenz​werte für Pestizidrückstände in Nahrungsmitteln überschritten. Die allge​meine Öffentlichkeit ist direkt und in​direkt über die Beeinträchti​gung der Lebensfunktionen der Umwelt durch die Verwen​dung von Pestiziden von dieser Verschmutzung be​troffen. Gleich​wohl hat sie bisher keinen Zugang zu detaillier​ten Daten über die in die Um​welt gelangte Art und Menge an Wirk- und Zusatzstoffen von Pestiziden. Um der Öf​fent​lich​keit eine Mitwirkung auf informier​ter Basis an der Redu​zierung der durch den Pestizideinsatz er​folgenden Ver​schmutzung der Um​welt zu ermöglichen, müssen die bei der Biologi​schen Bun​des​an​stalt ein​gehenden Informationen veröffentlicht werden.
Die Notwendigkeit einer detaillierten Veröffentlichung der nach §  19 der BBA gemeldeten Daten resultiert auch aus dem Kapitel 27 "Stär​kung der Rolle von Nichtregierungsorganisationen" der AGENDA 21. In diesem Kapitel wird ausgeführt, daß Nichtregierungsorga​nisationen der Zugang zu verläßlichen und aktuellen Daten und Informationen zu ihrer Beteiligung an Politikgestaltung, Ent​scheidungsfindung, Imple​mentierung und Evaluierung von Maßnahmen gewährt werden sollte.
Weiterhin spricht für die detaillierte Veröffentlichung der Daten die Richtlinie des Rates vom 7. Juni 1990 (Amtsblatt der Europä​ischen Gemeinschaften Nr. L 158/56 vom 23.6.90) über den freien Zugang zu Informationen über die Umwelt, da die in der Bundesre​publik abgege​benen und die exportierten Pestizide von umweltre​levanter Bedeutung sind. Der Aspekt des freien In​for​ma​tions​zu​ganges ist hier höherwer​tig einzuschätzen als die Vertraulich​keit der Beratun​gen von Be​hör​den oder die Geschäfts- und Be​triebsgeheimnisse der Produzenten und Vertrei​ber von Pesti​zi​den.
Im Kapitel 19 der AGENDA 21 werden die Regierungen aufgefordert "unter Heran​ziehung der un​ter anderem beim IPCS (UNEP, WHO, ILO), der FAO sowie den Mitgliedsländern der OECD und der EU laufenden Programme sowie eingeführter Programme anderer Regionen und Regie​run​gen die für die Risikoanalyse benötig​ten Daten zur Verfügung stellen. Auch die Industrie soll sich aktiv daran beteiligen" 19.15b).
Das Erfordernis des öffentlichen Zugangs zu den nach § 19 (1) der BBA gemel​deten Daten re​sultiert auch aus Kapitel 27 "Stär​kung der Rolle von Nichtregie​rungsorganisationen" der AGENDA 21. In diesem Kapitel wird ausgeführt, daß Nichtregierungsorga​nisationen der Zugang zu verläßlichen und aktuellen Daten und Informationen zu ihrer Beteiligung an Politikgestaltung, Ent​scheidungsfindung, Imple​mentierung und Evaluierung von Maßnahmen gewährt werden sollte.
Das Thema Informationsaustausch über toxische Chemikalien, deren Gebrauch und über die da​mit verbundenen Emissionen und über Chemikalienrisi​ken hat in​nerhalb des Ka​pitels 19 der AGENDA 21 einen zentralen Stellenwert. Dort wird "Die Förderung eines intensiveren Informa​tionsaustauschs über Fragen der Sicherheit, der Verwendung und der Freisetzung von Chemika​lien zwischen allen Beteiligten" (19.38a) gefordert. Dabei wird ins​besondere auf die Bedeutung des PIC-Verfah​rens hingewiesen, das 1989 sowohl in die Lon​don Guidelines  des Um​weltpro​grammes der Ver​einten Nationen (UNEP) sowie in den Pestizid​verhaltenskodex  der Ernäh​rungs- und Landwirtschaftsorganisa​tion der Ver​einten Nationen (FAO) aufgenom​men wurde. Das PIC-Verfahren soll sobald wie möglich, spätestens jedoch bis zum Jahre 2000 in nationales Recht übergeführt werden (siehe 19.38b und 19.39d; ver​gleiche auch die Begründung zur Ände​rung des § 23). Zur Unterstützung des PIC-Verfah​rens sind die damit be​faßten nationa​len Be​hör​den und die internationalen Institu​tionen und Netzwerke, wie etwa das "Internationale Regi​ster für potentiell to​xische Sub​stanzen" der UNEP, und die zwischenstaatli​che technische Ko​ope​ration zu stärken (vgl. 19.39a, 19.39b und 19.39c).

 § 19b (neu)
Nachzulassungsmonitoring

§ 19b wird neu aufgenommen:

"Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten erhebt, analysiert und veröf​fentlicht Daten über den Einfluß der im Gel​tungsbereich des Ge​setzes als Pestizide ver​wendeten Wirk​stoffe, Zusatzstoffe und Handelsprodukte und der durch die Produktion und das Inverkehrbringen der vor​genannten Stoffe entstehenden Abfälle auf die menschliche Gesundheit, die Um​welt und die Biologische Vielfalt in Zu​sam​menarbeit mit dem Bundesministerien für Gesundheit sowie für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher​heit zwei​jährlich bis zum 31. Dezem​ber."

Begründung: Laut Kapitel 14 (14.77c) und 18 (18.40g.iv) der AGENDA 21 sollen die nationalen Regierungen die Verwendung von Chemikalien in der Landwirtschaft, die negative Auswirkungen auf die Umwelt haben kön​nen, überwachen. Auch im Kapitel 19 der AGENDA 21 werden aus​führli​che Überwachungsmaßnahmen benannt. Danach sol​len die Regierungen in Zusammenar​beit mit dem IRPTC (siehe oben) nationale Emis​sionsregister und Datenbanken etablieren (siehe 19.60b) und Felddaten für umweltrelevante Chemikalien erheben (19.60c).
Die Berücksichtigung der von Abfällen ausgehenden Gefahren/Beeinträchtigungen für Mensch und Umwelt ergibt sich aus dem Punkt 20.28b der AGENDA 21: Die Regierungen sollen "Pro​gram​me zur umweltverträglichen Entsorgung gefährlicher Abfälle unter Beachtung etwaiger Ge​sundheits- und Umweltnormen einführen be​ziehungsweise erweitern und Überwachungssy​steme zur Bestimmung eventueller schädlicher Auswirkungen gefährlicher Abfälle im Falle einer Exposi​tion der Bevöl​kerung und der Umwelt ausbauen".

 § 20
Kennzeichnung

§ 20 (1) wird wie folgt ergänzt:

„... Die FAO-Richtlinien für gute Kennzeichnungspraxis sind anzuwenden. Zukünftige interna​tionale Regelungen zur Harmonisierung der Gefahrenein​stufung und der Kennzeichnung von gefährlichen Chemikalien sind umgehend nach Verabschie​dung zu berücksichtigen.“
§ 20 (2) wird wie folgt formuliert:

„... in deutscher Sprache und in deutlich sichtbarer, leicht lesbarer Schrift bzw. in deut​lich er​kennbarer Form unverwischbar und unausbleichbar angegeben sind: ...“

§ 20 (2) Nr. 4a. wird neu aufgenommen:

„die Chargennummer oder eine Angabe, die eine Feststellung der Identität ermöglicht,“

Begründung: Die Möglichkeit einer eindeutigen Identifizierung von Pestiziden ist notwendig z.B. bei Unfällen oder bei Altbeständen. 

§ 20 (2) Nr. 5. wird wie folgt formuliert:

„das Herstellungs- und das Verfallsdatum bei Pflanzenschutzmitteln Pestiziden mit längstens zweijähriger begrenzter Haltbarkeit;“

Begründung: Die Erfahrung lehrt, daß immer wieder Altbestände von Pestiziden auftreten. Um sie fachgerecht entsorgen zu können, sind beide Angaben wichtig. Eine Einschränkung der Kenn​zeichnungspflicht auf zweijährige Haltbarkeit reicht nicht aus. 

§ 20 (2) Nr. 7. wird wie folgt formuliert:

„nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 und § 7 Abs. 1 Nr. 1 und 2 erlassene Verbote oder Beschränkungen und die allgemeine Beschränkung, daß gemäß § 6 Abs. 2 Pestizide nur auf landwirtschaftlich und erwerbsgärtnerisch genutzten Flächen ausgebracht werden dürfen.“

Begründung: Zahlreiche Verstöße gegen § 6 Abs. 2, z. B. Totalherbizidanwendungen auf We​gen und Plätzen, werden in Unkenntnis und unter Berufung auf Einhaltung der Gebrauchsanlei​tung ausgeführt. Entsprechende Hinweise sind von den Pestizidherstellern nicht freiwillig aufge​nom​men worden. Die Erteilung einer entsprechenden Auflage durch die BBA ist derzeit nicht möglich. 

§ 20 (2) Nr. 8. wird neu aufgenommen:

„der Hinweis, ob im Handelsprodukt ein Wirkstoff der PIC-Liste ent​halten ist,“

§ 20 (2) Nr. 9. wird neu aufgenommen:

„die Bezeichnung der eingesetzten Zusatzstoffe,“

§ 20 (2) Nr. 10 wird neu aufgenommen:

„die WHO-Klasse des Handelsproduktes,“

§ 20 (2) Nr. 11 wird neu aufgenommen:

„Gefahrenbezeichnung, Farbbande und Gefahrensymbol nach FAO,“

§ 20 (2) Nr. 12 wird neu aufgenommen:

„Pictogramme gemäß FAO,“

§ 20 (2) Nr. 13 wird neu aufgenommen:

„Angaben gemäß den FAO-Richtlinien für gute Kennzeichnungspraxis über bestehende Zu​las​sungen, sachge​rechte Anwendung und Lagerung, zu tref​fende Sicherheits- und Vorsichts​maßnahmen, im Vergiftungsfalle zu treffende Maßnahmen, Angabe des Antidots sowie An​gaben zur sachgerechten Ent​sorgung von Mittelre​sten und Behältnissen,“

§ 20 (2) Nr. 14 wird neu aufgenommen:

„gegebenenfalls die Angabe, ob der Behälter gemäß § 22a Abs. 3 wiederbefül​lt wurde.“

§ 20 (4) wird wie folgt neu formuliert:

„Pestizide, die für die Ausfuhr bestimmt sind, müssen gemäß den FAO-Richtlinien für gute Kennzeichnungspraxis gekennzeichnet sein, die Angaben haben dabei in der Landessprache bzw. in den Landessprachen des Bestimmungslandes zu er​folgen und sind durch Picto​gramme zu ergänzen. Ist im Handelsprodukt ein Wirk​stoff der PIC-Liste enthalten oder wird ein PIC-Pestizid oder eine PIC-Chemikalie ausgeführt, so ist dies auf dem Etikett zu vermer​ken.“

Begründungen für die Ergänzungen des § 20: 

Im Kapitel 19 des AGENDA 21 wird einer globalen Harmonisierung der Ge​fahrstoff​einstufung und des Etikettierens ein hoher Stellenwert zu​gemessen: "Ein weltweit abgestimmtes und kom​patibles Einstufungs- und Kennzeichnungssystem ein​schließlich entsprechender Sicherheitsda​tenblätter und einprägsamer Gefahren​symbole soll nach Möglichkeit bis zum Jahr 2000 bereit​ge​stellt werden" (19.27).
Als einen ersten Schritt zur globalen Harmonisierung sollen die be​reits seit 1985 bestehenden FAO-Richtli​nien für gute Kennzeichnungspraxis voll​ständig über​nommen werden. PIC-Pesti​zide, das heißt Pestizide, auf die das PIC-Verfahren an​zuwenden ist, sollten aufgrund der Be​deu​tung des PIC-Instrumentes in der AGENDA 21 (vgl. 19.36, 19.38b, 19.39d) besonders ge​kennzeichnet sein.

§ 22
Abgabe 

§ 22 (1) wird wie folgt formuliert:

"Pflanzenschutzmittel Pestizide dürfen nicht durch Automaten oder durch andere Formen der Selbstbedienung oder im Wege des Versandhandels in den Verkehr gebracht werden. Soweit Vorschriften über die Abgabe gefährlicher Stoffe oder Zubereitungen nach § 17 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a und c des Chemikaliengesetzes erlassen worden sind, gelten diese für die Abgabe von Pflanzenschutzmitteln entsprechend."
Begründung: Es kann nicht davon ausgegangen werden, daß Erwerber über den Versandhandel ausreichend informiert und beraten werden. 

§ 22 (2) wird wie folgt formuliert:

Bei der Abgabe im Einzel- oder Versandhandel Einzelhandel hat der Gewerbetreibende oder derjenige, der für ihn Pflanzenschutzmittel abgibt, den Erwerber über die Anwendung von des Pflanzenschutzmittels Pestizids, die damit verbundenen Gefahren und insbesondere über Verbote und Beschränkungen zu unterrichten. Die Abgabe von Pestiziden ist von der zuständigen Behörde ganz oder teilweise zu untersagen, wenn der Gewerbetreibende oder derjenige, der für ihn Pestizide abgibt, eine solche Unterrichtung unterläßt.
§ 22 (4) wird wie folgt formuliert:

"Wer Pestizide gewerbsmäßig oder für einen Gewerbetreibenden abgibt, muß die dafür erfor​derlichen fachlichen Kenntnisse haben.

Die erforderlichen fachlichen Kenntnisse sind der zuständigen Behörde auf Verlangen durch Vorlage eines anerkannten Sachkundenachweises nachzuweisen. § 10 Abs. 3 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.“

Begründung: Es ist notwendig, daß die Verkäufer die Sach​kunde in je​dem Falle haben müssen, die Käufer ihre Sachkunde belegen müssen und daß die Informa​tion des Käufers durch den Ver​käufer über die sachgerechte Anwendung Pflicht ist. Die bisherigen Regelungen würden nicht aus​reichen, um sicherzustellen, daß alle Beteilig​ten sachkundig sind.

 § 22a (neu)
Entsorgung

§22a (1) wird neu aufgenommen:

„Anwender von Pestiziden haben im Rahmen der guten fachlichen Praxis durch den weitge​henden Verzicht auf Pestizide bzw. durch ein bedarfsadäquates Pesti​zid​ma​nagement dafür Sorge zu tragen, daß Pestizidreste bzw. ‑alt​bestände ver​mieden werden."

Begründung: Die Zielvorgabe, die Entstehung von gefährlichen bzw. sonstigen Abfällen weitge​hend zur verhindern bzw. zu reduzieren, ist an mehreren Stellen in den Ka​piteln 20 und 21 der AGENDA 21 zu finden (vgl. die Punkte 20.2, 20.7, 20.9, 20.11, 20.19b sowie die Punkte 21.8 und 21.10c). Deshalb sind nach den Punkten 20.9 bzw. 21.7 auch landwirtschaftliche Anbauverfahren so zu gestalten, daß durch sie die Ent​ste​hung von Abfällen ver​mieden wird. 

§ 22a (2) wird neu aufgenommen:

„Von den Anwendern nicht mehr benötigte Pestizidreste und -altbestände müs​sen von den Lieferanten bzw. von den Herstellern zurückgenommen und sachge​recht im Geltungsgebiet des Gesetzes entsorgt werden. Ist ein Lieferant oder Hersteller nicht mehr ermittelbar und nicht mehr wirt​schaftlich ak​tiv, so ist die Entsorgung von einem von den Herstellern und Lie​feran​ten von Pesti​ziden zu tragenden Gemeinschaftsunternehmen durchzuführen."

Begründung: Die Forderung nach einer Rücknahmepflicht ist aus Punkt 20.13f der AGENDA 21 abzuleiten: "die Regierungen sollen die Industrie dazu anhalten, anfallende gefährli​che Abfälle - sofern sie un​vermeidbar sind - am Entstehungsort oder in möglichst geringer Entfernung davon zu behandeln, zu verwerten, wiederzuverwenden und zu beseitigen, vorausgesetzt dies ist für die In​dustrie sowohl ökonomisch als auch ökologisch vertretbar".
Die sachgerechte Entsor​gung wird im zwei​ten Teil des Punktes 20.6 angespro​chen: "Gesamtziel der Bemühungen im Rahmen eines integrativen Lebenszy​klusansatzes ist die weit​gehende Ver​meidung gefährlicher Abfälle und die Vermei​dung des Abfallaufkommens sowie die Behandlung solcher Abfälle in einer Weise, die weder gesundheits- noch umweltschädlich ist".
Der Leitgedanke, daß gefährliche Abfälle zur Vermeidung von Abfallex​porten im Ent​stehungs​land zu entsorgen sind, findet sich u.a. im Punkt 20.24c: Die Regie​rungen sollen "auf die In​lands​entsorgung gefährlicher Abfälle im Ursprungsland hinwirken, sofern diese umweltverträglich und durchführbar ist".

§ 22a (3) wird neu aufgenommen:

„Leere Behälter müssen zum Zwecke einer sachgerechten Entsorgung oder gegebenenfalls zur Wiederbefüllung von den Lieferanten und Herstellern zu​rück​ge​nom​men werden. Behäl​ter, die sich für eine Wiederbefüllung eignen, kön​nen nach ent​​sprechender Reinigung und Über​prüfung des für eine Wiederbefül​lung not​wen​di​gen ordnungsgemäßen Zustandes für eine erneute Benutzung aus​schließlich als Pe​stizidbehälter verwendet werden; diese Behäl​ter sind erneut nach § 20 zu kenn​zeich​nen, dabei ist auf ihre Wiederverwendung hinzuwei​sen. Bei der sach​ge​rech​ten Entsorgung bzw. bei der Reinigung und Wiederbefüllung und den dafür er​for​der​li​chen Transporten ist jegliche Kontamination von Mensch und Umwelt zu ver​mei​den. Notwendige Entsorgungsmaßnahmen haben im Geltungsgebiet des Ge​set​zes stattzufin​den."

Begründung: Zur Rücknahmepflicht, Vermeidung jeglicher Kontamination und Entsorgung im Entstehungsland siehe die entsprechenden Begründungen für den Absatz 2 des § 22a. Die For​derung nach dem Wiederverwenden von Behältern zum ausschließli​chen Zweck einer erneuten Benutzung als Pestizidbehälter findet ihre Legitimation in den Punkten 21.17a, 21.17c und 21.19a bzw. 21.19c der AGENDA 21. Im Punkt 21.19a wird ausgeführt, daß "nationale Kapazitä​ten zur Wiederverwen​dung und Verwertung eines immer größeren Abfallanteils zu entwickeln und zu ver​stärken" und "nationale Abfallwirtschaftspläne, die von der Wiederverwendung und Verwer​tung Gebrauch machen und vorrangig darauf ausgerichtet sind, zu entwi​ckeln und einzu​führen" (21.19c) sind.

§ 22a (4) wird neu aufgenommen:

"Die nach Absatz 2 und 3 entstehenden Kosten sind von den Lieferan​ten und Herstellern von Pestiziden zu tragen."

Begründung: ​Gemäß den Kapiteln 20 und 21 der AGENDA 21 sind die für eine Entsorgung ent​stehenden Kosten vom Verursacher ("polluter pays"-Prinzip) zu tragen (20.19b und 21.40b).

 § 23
Ausfuhr

§ 23 (1) Nr. 1 wird wie folgt formuliert:

"... Art und Menge, das Herstellungs- und das Verfallsdatum, Name und Anschrift des Herstellers oder Exporteurs sowie Angaben nach § 20 (2) Nr. 7 bis 14 ...

Begründung: In Deutschland ausgesprochene Verbote und Beschränkungen müssen ausländischen Abnehmern und Anwendern zur Kenntnis gegeben werden.

§ 23 (1) letzter Satz wird wie folgt formuliert:

„Im übrigen sollen müssen bei der Ausfuhr internationale Vereinbarun​gen, insbe​sondere der Verhaltenskodex für das Inverkehrbringen und die Anwendung von Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmitteln Pestiziden der Ernährungs- und Land​wirtschaftsorganisation der Vereinten Natio​nen und  der darin und in an​deren inter​nationalen Regelungen ent​hal​tene "Prior Informed Con​sent (PIC)", be​rücksichtigt werden.“

Begründung: Laut Kapitel 14 der AGENDA 21 soll bis zum Jahr 2000 der Pestizidverhal​tensko​dex der FAO und nach Kapitel 19 das darin enthaltene PIC-Verfah​ren so schnell wie möglich, spätestens jedoch bis zum Jahre 2000 in natio​nales Recht übergeführt werden (vgl. 14.75a, 19.38b bzw. 19.39d). Derzeit handelt es sich bei § 23 Satz 2 um eine Soll-Bestimmung. Im Sinne der Übernahme einer Verantwortung für die aus der Bundesrepublik expor​tierten Pestizide und um auch international ein Signal zu setzen, daß die Bundesrepublik die Verantwortung für den FAO-Code ernst nimmt, ist es dringend erforderlich, diese Soll- in eine Mußbestimmung umzu​wandeln. 

Auf die Bedeutung des PIC-Verfahrens in der AGENDA 21 (vgl. 19.36, 19.38b, 19.39d) ist bereits an anderer Stelle hinge​wiesen worden (vgl. auch die Be​gründung zu Änderung des § 19). 

§ 23 (3) wird wie folgt formuliert:

„Die Ausfuhr von Pestiziden mit Wirkstoffen, die in Deutschland aus Umwelt- oder Ge​sundheitsgründen verboten sind, einem eingeschränkten Anwendungs​verbot unterliegen oder aus den vor​genannten Gründen nicht zugelassen wurden oder die Zulassung verlo​ren ha​ben, ist generell verboten. Ausnahmen von diesem Verbot sind möglich, wenn eine vorherige schrift​liche Zustimmungserklärung des Einfuhrlan​des vorliegt oder die Einfuhr in Überein​stimmung mit den Regeln des PIC-Verfahrens erfolgt. Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt​schaft und For​sten wird ermächtigt, soweit dies zum Schutz vor vermeidbaren Beeinträchtigungen oder schädlichen Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit, die Umwelt und die Biologischen Vielfalt oder zur Abwehr erheblicher, auf andere Weise nicht zu behebender Gefahren für die Gesundheit von Mensch oder Tier oder sonstiger Gefahren, insbesondere für den Naturhaus​halt, erforderlich ist, im Einvernehmen mit den Bundesministerien ... durch Rechtsverordnung mit Zustim​mung des Bundesrates die Ausfuhr bestimmter Pflanzenschutzmittel oder von Pflan​zenschutzmitteln mit bestimmten Stoffen von bestimmten Pestiziden oder von Pestiziden mit bestimmten Wirkstoffen in Staaten außerhalb der Europäischen Union zu verbieten."

Begründung für die Ergänzung: 

Ein Exportverbot für in Deutschland aus Gesundheits- und Umweltschutzgründen verbotene oder in der Anwendung be​schränkte bzw. nicht zugelassene Pestizide fordern die Umweltverbände seit Jahren. Das Kapitel 19 der AGENDA 21 enthält diese Forderung an mehreren Stellen: Die Regie​rungen sollen "einen Katalog verbindlicher sowie frei​williger Maßnahmen und Verfahren erarbei​ten, deren Ziel die Verhinderung der Ausfuhr verbotener, strengen Auflagen unterliegen​der oder aus ökologi​schen bzw. gesundheitlichen Gründen vom Markt genommener oder gar nicht erst zu​gelasse​ner Stoffe ist, es sei denn, für eine derartige Ausfuhr wurde das vorherige schriftli​che Einverständnis des Einfuhrlandes eingeholt oder sie erfolgt in Übereinstim​mung mit dem PIC-Verfahren" (19.52f) und "soweit erforderlich, Gesetze zur Ver​hinderung der illegalen Einfuhr und Ausfuhr to​xischer und gefährlicher Produkte erlassen und in Kraft setzen" (19.69a).

Begründung für die Änderung:

Bisher ist im § 23 (3) ein doppelter Standard enthalten, der die Schutzziele für Mensch und Um​welt in den Empfängerländern bundes​republikanischer Pestizidex​porte deutlich niedriger setzt als die Schutzziele, die für Mensch und Umwelt in Deutschland beste​hen. So kann nach gelten​dem Recht gemäß § 7 (1) in der Bundes​republik ein Anwen​dungsverbot eines Pestizids aus​gespro​chen werden, "soweit es zum Schutz der Gesundheit von Mensch oder Tier oder zum Schutz vor Gefah​ren, insbeson​dere für den Naturhaushalt erforderlich ist". Ein Exportverbot kann dagegen nach der in § 23 (3) bisher enthaltenen Regelung nur dann ausgespro​chen wer​den, "soweit dies zur Abwehr erhebli​cher, auf andere Weise nicht zu be​hebender Gefahren für die Gesundheit von Mensch oder Tier oder sonstiger Ge​fahren, insbesondere für den Natur​haushalt erforderlich ist". Die Existenz ei​nes doppelten Standards ist nicht zu rechtfertigen und steht zudem im Wider​spruch zu den Ziel​vorgaben des Kapitels 19 der AGENDA 21. Durch die vorge​schlagene Än​de​rung wird der "doppelte Stan​dard" aufgehoben.

Begründung für ein zweifaches Exportverbot:

Die durch die Ergänzung nun zweifach vorgesehene Möglichkeit, die Ausfuhr von Pe​stiziden zu verbieten, mag zunächst überraschen und gar als unnötige Doppe​lung erscheinen. Sie ist jedoch erforderlich, um eine umfassendere Export​regelung zu ermöglichen: Satz 1 des Absatzes 3 er​faßt diejenigen Pestizide, die in der Bun​desrepublik Restriktionen unterworfen sind; nach Satz 3 des Absatzes 3 ist ein Ex​portverbot auch unabhängig von den für die Anwendung in der Bun​des​republik bestehenden Verboten, Beschränkungen und Nicht(mehr)zulassungen möglich. Die zweite Verbotsmöglichkeit ist insbesondere in Hinblick auf solche Pestizide sinn​voll, die unter den spezifischen Anwendungsbedingungen der Entwicklungs​länder nicht ohne schädliche Aus​wir​kungen auf Mensch und Umwelt bzw. nicht ohne die Benutzung von aufwendiger Schutzklei​dung und -ausrüstung angewandt werden können. Ein Exportverbot nach § 23 (3) Satz 3 steht deshalb auch im Ein​klang mit den von der AGENDA 21 getragenen Vorgaben des FAO-Kodex, der in sei​nen Artikeln 3.5 und 5.2.3 einen Verzicht auf solche Pestizide fordert, bei deren Hand​habung und Anwendung die Be​nutzung unbequemer und teurer Schutzklei​dung und -ausrü​stungen erforder​lich ist bzw. für die eine sichere Anwendung im Rahmen der Gebrauchsanlei​tung oder bezüglich festgelegter Anwendungsbe​schränkungen nicht möglich ist.

§ 23 (4) wird neu aufgenommen:

„Die Ausfuhr von Pestiziden, von Alt- und Restbeständen sowie von als Wirt​schaftsgüter deklarier​ten Pestizidaltbeständen oder -abfällen bzw. Mischungen mit Anteilen von Pestizi​den wird von der Bundesanstalt für Exportkontrolle über​prüft. Der Bundesanstalt für Export​kon​trolle ist jeglicher Export eines vorgenannten Stoffes oder Gutes zum Zeitpunkt der Pla​nung des Exportes zu melden. Die Aus​fuhr von Produkten, deren Produktionsdatum zum Zeitpunkt der Ausfuhr mehr als zwei Jah​re zurückliegt, bedarf einer Genehmigung durch die Bundesan​stalt für Ex​portkontrolle. Dabei hat der Lieferant bzw. Hersteller den Nachweis zu erbrin​gen, daß das Pro​dukt noch wirksam ist und sich zwischenzeitlich keine schäd​lichen Um​wand​lungsprodukte gebildet haben. Auch die Ausfuhr von Pestizidabfällen und Mi​schun​gen mit Pestiziden oder Pestizidabfällen ist durch die Bundesanstalt für Ex​port​kontrolle zu genehmi​gen. Beim Export der vorgenannten Stoffe und Güter sind die jeweils zutreffenden in​ternatio​na​len Vereinbarun​gen und Regelungen, insbe​son​dere der FAO-Kodex, die "Londoner Leitli​nien für den Austausch von Informationen über Che​mi​kalien im in​ternationa​len Handel" des Umweltprogrammes der Vereinten Na​ti​o​nen (UNEP) und das "Baseler Über​einkommen über die Kontrolle des Exports ge​fähr​licher Abfälle und ihrer Entsorgung", in ihrer jeweils neuesten Fassung um​fas​send und unter Einbeziehung evtl. vorhandener An​hänge zu be​rücksichti​gen.“ 

Begründung: In der Vergangenheit hat der Export von gefährlichen Pestiziden in den Ent​wick​lungs​ländern zu gravierenden Problemen geführt. Zusätzliche Probleme sind auch da​durch ent​standen, daß häufig qualitativ schlechte, d.h. verunreinigte, fehler​haft for​mulierte oder überal​terte Pestizide in Entwicklungsländer geliefert wurden. Des​halb und durch die neuere Proble​ma​tik der Abfallentsorgung durch Umdekla​rie​rung und Ausfuhr ist eine umfassende Kontrolle der Exporte unerläßlich. Die in dem § 23 (4) genannte Zweijahresfrist ergibt sich aus der durch​schnitt​lichen Halt​bar​keit von Pestiziden.
Die AGENDA 21 fordert: "Die Regierungen sollen (...) soweit erforderlich, Gesetze zur Verhinde​rung der illegalen Einfuhr und Ausfuhr toxischer und gefährlicher Pro​dukte erlassen und in Kraft setzen" (19.69a) und "entsprechende nationale Voll​zugsprogramme erarbeiten, die es ermögli​chen, die Einhaltung dieser Gesetze zu überwachen sowie Verstöße aufzudecken und mit ange​messenen Geldbußen zu ahnden" (19.69b). Zudem sollen die Regierungen "gegebenenfalls die Entwicklung nationaler Warnsysteme zur besseren Aufde​ckung von Fällen illegalen Handels mit toxischen und gefährlichen Produkten ver​anlassen. Am Betrieb solcher Systeme können kom​munale und sonstige Stellen beteiligt werden" (19.70).
"Die Regierungen sollen beim Austausch von Informationen über illegale grenz​überschreitende Verbringungen toxischer und gefährlicher Produkte eng zusam​menarbeiten und die gewonnenen Erkenntnisse an die zuständigen Einrichtungen der Vereinten Nationen wie etwa das UNEP und die Regionalkommissionen wei​terleiten" (19.71).
Die Einbeziehung der Baseler Konvention er​gibt sich aus Punkt 20.34a der AGENDA 21: Die Re​gierungen sollen "das nach dem Baseler Übereinkommen und einschlägigen Regionalabkom​men sowie in den dazugehörigen Anlagen vorge​schriebene Notifizierungsverfahren in die ein​zelstaat​liche Gesetzgebung einbin​den".
Zur Einbeziehung des FAO-Kodex und der Londoner UNEP-Leitlinien siehe den zuvor zitierten Punkt 19.71 bezie​hungsweise die Begründung zur Änderung des letzten Satzes des § 23 (1).

§ 23 (5) wird neu aufgenommen:

„Die Ausfuhr von Pestizidaltbeständen oder -abfällen und von Mischungen mit Anteilen von Pestizi​daltbeständen oder -abfällen in Nicht-OECD-Län​der ist verboten.“ 

Begründung: In der jüngsten Vergangenheit sind zahlreiche Fälle bekannt geworden, in denen aus der Bundesrepublik als Wirtschaftsgüter oder humanitäre Hilfe deklarierte Alt- und Restbe​stände von Pestiziden bzw. Pestizidabfälle zur Entsorgung in Länder ex​por​tiert wurden, die über keine entsprechenden Entsorgungsmöglichkeiten verfü​gen. Dies ist insbesondere bei Nicht-OECD-Ländern der Fall. Die AGENDA 21 stellt im Kapitel 20 das Ziel auf, derartige Exporte zu​künftig zu ver​hindern (20.33b) und fordert die Regierungen auf "eine Politik [zu] verfolgen, welche die Durchsetzung eines Ausfuhrverbots beziehungsweise ei​ner Ausfuhr​sperre für gefährliche Abfälle vorsieht, und zwar in diejenigen Länder, die nicht über die erforderlichen Kapazitäten zur schadlosen und umweltverträglichen Entsorgung solcher Ab​fälle verfügen oder deren Einfuhr un​tersagt haben" (20.38c) und "soweit erforderlich, Gesetze zur Verhinderung der illegalen Einfuhr und Ausfuhr gefährli​cher Abfälle [zu] erlassen und in Kraft [zu] setzen" (20.42a).
Diese Passagen harmonisieren zudem mit der „Basel Konvention“.

 § 25
Erklärung

§ 25 (1) wird wie folgt geändert:

„außer Kleingeräte“ wird gestrichen.

Begründung: Auch Kleingeräte müssen unter diese Regelung fallen.

 § 30
Ermächtigungen

§ 30 (1) d) wird neu aufgenommen:

„die Verwendung bestimmter Geräte und Einrichtungen, die im Pflanzenschutz benutzt wer​den, aber keine Pflanzenschutzgeräte sind, zu verbieten, zu beschränken oder von einer Ge​nehmi​gung oder Anzeige abhängig zu machen.“
Begründung: Diese Regelung des Gesetzesentwurfes vom 5.11.1993 sollte wieder aufgenom​men werden.

 § 31
Inverkehrbringen von Pflanzenstärkungsmitteln

§ 31 (1) wird wie folgt formuliert:

„bei bestimmungsgemäßer und sachgerechter der Anwendung oder als Folge einer solchen Anwendung davon keine vermeidbaren Beeinträchtigungen oder schädlichen Auswirkungen auf die menschliche Ge​sundheit, von Mensch und Tier und auf Grundwasser sowie keine sonsti​gen schädlichen Aus​wirkungen, insbesondere auf den Naturhaushalt, sowie die Umwelt und die Biologische Vielfalt haben,“ 

Begründung: Anpassung an entsprechend geänderten Regelungen für Pestizide.

§ 31a
Aufnahme in die Liste

§ 31a (1) Nr. 4. wird gestrichen.

Begründung: Es ist nicht nötig und oft nicht möglich die Wirkungsweise anzugeben. Für Pestizide wird es auch nicht gefordert.

§ 31b
Prüfung

§ 31b (3) wird wir folgt geändert:

„... das Streichen aus der Liste sowie die Gründe hierfür im Bundesanzeiger bekannt.“

Begründung: Diese Regelung erhöht die Transparenz der Entscheidung der Behörden.

§ 32
Entschädigung, Forderungsübergang

§ 32:

Der Text ist dahingehend zu ändern, daß gewährleistet ist, daß eine stoffbezogene Gefähr​dungshaftung besteht.

Der Anwender von Pestiziden muß für Auswirkungen auf Mensch, Umwelt und Biologische Vielfalt haften, die aus unsachgemäßer Anwendung resultieren.

Der Zulassungsinhaber muß darüber hinaus für Auswirkungen auf Mensch, Um​welt und Biolo​gische Vielfalt haften (Produkthaftung), die den Zulassungsbehörden bei der Zulassung nicht bekannt waren bzw. bekannt sein konnten und erst bei der Anwendung nach der Zulassung beobachtet wurden.

Begründung: Die bisherigen Haftungsregelungen sind völlig unzureichend und begünstigen ei​nem unsachgemäßen und mißbräuchlichem Einsatz von Pestiziden.

 § 33
Biologische Bundesanstalt

§ 33 (5) wird wie folgt formuliert:

„Bei der Biologischen Bundesanstalt wird ein Sachverständigenausschuß gebildet, dessen Mitglieder vom Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten im Einverneh​men mit den Bundesministerien für Gesundheit und für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi​cherheit berufen werden. Dabei sind Vertreter von Umwelt- und Verbraucherschutzorganisatio​nen in ausreichendem Maße zu berücksichtigen. Der Sachverständigenausschuß ...“

Begründung: Die Rio-Deklaration und die Agenda 21 fordern eine Beteiligung von Nichtregie​rungsorganistionen an entsprechenden Entscheidungen.

§ 33 (5) Nr. 2. wird wie folgt formuliert:

„vor einer Entscheidung über eine Genehmigung nach § 11 ausgenommen § 11 (2) Nr. 2, vor einer Entscheidung nach § 18 und vor einer Wiederholungsentscheidung nach § 11 (2) Nr. 2.“

Begründung: Insbesondere Genehmigungen der BBA nach § 11, müssen von einem weiteren Gre​​mium überprüft werden, da sonst zu leicht „Dauergenehmigungen“ erteilt werden können (erinnert sei an Dicofol).

 § 33a (neu)
Bundesanstalt für Exportkontrolle

§ 33a wird neu aufgenommen:

 „(1) Die Bundesanstalt für Exportkontrolle ist eine selbständige Bundesoberbe​hörde im Ge​schäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, Naturschutz und Re​aktorsicherheit.

(2) Die Bundesanstalt für Exportkontrolle hat, zusätzlich zu den Aufgaben, die ihr durch dieses Gesetz, durch Rechtsverordnungen auf der Grundlage dieses Gesetzes oder durch andere Rechtsvorschriften übertragen sind oder werden, folgende Auf​ga​ben:

1. die Wahrnehmung von sämtlichen Aufgaben, die sich aus internationalen Re​ge​lun​​gen zum Handel mit gefährlichen Chemikalien, chemischen und biologi​schen Waf​fen, Grund​chemikalien zur Herstellung von chemischen Waffen und zur Ver​wen​dung bei der Dro​gen​pro​duk​tion, Pharmazeutika, chemischen und sonsti​gen Ab​fällen, genetisch verän​der​ten Organismen sowie mit Fabrikationsanlagen und technischen Kenntnissen zur Her​stel​lung von Chemikalien, Mikroorganismen und gen​technisch veränderten Organismen erge​ben, insbesondere 

a)
die Vertretung der Bundesregierung in den entsprechenden und mit den o.g. Fragen befaßten internationalen Organisationen,
b)
die Durchführung von Aufgaben, die sich aus Notizifierungs- und PIC-Verfahren erge​ben,
2. die Unterrichtung und Beratung der Bundesregierung auf dem Gebiet der Ex​portkontrolle,

3. die Weiterentwicklung von Exportkontrollmaßnahmen und deren Einbringung in internatio​nale Organisationen,

4. die Entwicklung eines Informationsnetzwerkes und Warnsystems zur Export​kontrolle und die Unterstützung entsprechender internationaler Netzwerke und Sy​steme,

5. die Mitwirkung bei der Überwachung zugelassener Pestizide,

6. die Information der nationalen wie internationalen Öffentlichkeit über die durch​geführten Kontrollmaßnahmen.

(3) Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit wird er​mächtigt, im Ein​vernehmen mit den Bundesministern für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Gesund​heit und Wirtschaft durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die zur Durch​füh​rung der Exportkontrollaufgaben gemäß § 15 (1) Nr. 8. und 9. sowie § 23 Absatz 4 erfor​derli​chen Befugnisse festzulegen.

(4) Zur Unterstützung bei der Durchführung der in Absatz 2 benannten Aufgaben wird ein Bei​rat gebildet, der sich aus Vertreterinnen und Vertretern der anderen an der Zulassung beteilig​ten Bundesbehörden, des Zolls, des Bundeskriminalamtes, der Industrie, des Handels, der Ge​werkschaften und von Nichtregierungsor​ga​ni​sationen zusammensetzt. Der Bundesmini​ster für Umwelt, Naturschutz und Reaktor​sicherheit wird ermächtigt, im Einvernehmen mit den Bun​desministern für Er​nährung, Landwirtschaft und Forsten, Gesundheit und Wirtschaft durch Rechtsver​ordnung mit Zustimmung des Bundesrates die näheren Vorschriften über die Auf​gaben und Besetzung des Beirates zu erlassen."

Begründung für den § 33a: Zahlreiche Meldungen etwa über die Ausfuhr von Chemikalien zur Herstellung von chemischen Waffen, Fabrika​ti​ons​an​lagen zur Herstellung von chemischen Waffen, von für die Drogen​herstellung ge​dach​ten Chemikalien oder von als Hilfslieferungen de​klarierten Ab​fällen haben auf​ge​zeigt, daß eine umfassende Überwachung von gefährlichen Ex​porten aus der Bun​desrepublik derzeit nicht stattfindet. Ein Grund für die man​gelnde Kontrolle liegt in der Tatsache begründet, daß die unterschiedli​chen Über​wachungsinstanzen bei ver​schiedenen Behörden angesiedelt sind und diese Be​hörden zur Wahrneh​mung der entspre​chenden Kontrollmaßnahmen per​so​nell und tech​nisch nicht ad​ä​quat ausgestattet sind. So ist zum Beispiel die Biolo​gische Bundesanstalt die zuständige nationale Behörde für das PIC-Verfah​ren des FAO-Kodex für Pestizide (de​sig​nated national authority). Für Pestizide, die dem PIC-Verfahren der "EG-Ver​ord​nung be​treffend die Ausfuhr und Einfuhr bestimmter ge​fährlicher Chemikalien" un​ter​liegen, ist wiederum die Bundesanstalt für Arbeits​schutz die "designated na​tional au​thority". Auch in Anbetracht der Tatsache, daß die Bundesrepublik im glo​balen Maß​stab führend im Chemie- und Pestizidexport und ein bedeutender Müll​ex​por​teur ist, ist der Hand​lungsbedarf gegeben, die Export​kontrolle zu verstärken. Daraus resultiert auch die Verantwor​tung, die inter​nationale Kooperation auf dem Gebiet der Exportkontrolle zu fördern, die damit be​faßten internationalen Organisationen zu unterstützen und Entwicklungsländern beim Aufbau von eigenständigen Ein​fuhr​kon​troll​instan​zen Hilfe zu leisten.

Auf diese Notwendigkeit und auf die im Absatz 2 des § 33a (Neu) aufgezählten Auf​gaben der Be​hörde für Exportkontrolle geht die AGENDA 21 in vielen Punk​ten ein. Nachfolgend seien einige stichpunktartig aufgeführt:

Hin​sichtlich des Exports von gefährlichen Chemikalien sind die Punkte 19.14b (ver​stärk​te inter​nationale Zusammenarbeit bei der Gefahrenabschätzung), 19.28 (Zu​sam​menarbeit bei der Ent​wicklung von globalen Klassifizierungs- und Kenn​zeich​nungs​systemen), 19.39a (Verstärkung der nationalen, für den Informations​aus​tausch zuständigen In​stitutionen), 19.39b (Unterstützung internationaler Institu​ti​o​nen und Netzwerke zum Informationsaustauch), 19.39d (Unterstützung interna​tio​na​ler Organisationen bei der Entwicklung international verbindlicher Instrumente zum Handel mit gefährlichen Che​mikalien), 19.51 (Unterstützung des In​for​ma​ti​ons​aus​tausches), 19.52f (Ent​wick​lung von Maßnahmen zur Exportkon​trolle), 19.59b (Etab​lierung und Stär​kung eines nationalen Koordinationsinstru​mentes für alle die Si​cherheit von Chemi​kalien betreffenden Bereiche), 19.61 (Unterstützung der Ent​wick​lungsländer bei der Ge​setz​gebung und Überwa​chung), 19.68a (Verstärkung der nationalen Kapazitä​ten zur Aufdeckung und Verhinderung von illegalen Ex​por​ten), 19.68b (Unterstützung der Entwicklungsländer beim Erlangen der not​wen​di​gen Infor​mationen) und 19.69b (Entwicklung von nationalen Über​wa​chungs​pro​gram​men). Hin​sichtlich des Ex​portes von gefährlichen Abfällen und von Müll sind es die Punkte: 20.13e (Transfer von Technologien und Know-how), 20.23c (Informationsaus​tausch), 20.31a (Unter​stützung nationaler Behörden bei der Um​setzung internatio​na​ler Konventionen), 20.33a (Erleichterung und Verstärkung der internationalen Ko​operation), 20.41a (Verstärkung nationaler Kapazitäten zur Ex​portkontrolle), 20.42b (Entwicklung geeigneter nationaler Monitoringpro​gramme 20.43 (Ent​wick​lung eines Informations​netzwerkes und Warn​systems), 20.44 (Kooperation beim In​for​mationsaustausch), 20.46 (Unterstützung der Kontroll​ka​pazitäten insbe​son​de​re in den Entwicklungsländern), 21.11d (Einspeisung von Infor​matio​nen in globale In​for​mationssysteme), 21.30 (Initiieren von Program​men zur Kontrolle und zum Ma​na​gement von durch Abfall hervorgerufener Um​weltverschmutzung) und 21.31d (Eta​b​lie​rung einer Informa​tionsstelle zu allen Aspekten des Müll-Managements).

Es ist abzuwägen, ob das Amt für Außenwirtschaftskontrolle zugunsten der Bundesanstalt für Ex​portkontrolle aufgelöst wird und dies unter die Zuständigkeit des BMU fällt.

§ 40
Bußgeldvorschriften

§ 40 (1) Nr. 4 wird wie folgt formuliert:

„entgegen §§ 6, 6a und 18 ein Pflanzenschutzmittel Pestizid anwendet,“ 

§ 40 (1) Nr. 4a wird neu aufgenommen:

„ohne die Voraussetzungen des § 10, auch in Verbindung mit § 18, zu erfüllen, ein Pestizid an​wendet,“

§ 40 (1) Nr. 11b wird neu aufgenommen:

"entgegen " 22 (1)
a)
... durch einen Automaten oder eine andere Form der Selbstbedienung oder durch den Versandhandel in den Verkehr bringt oder
b)
§ 22 Abs. 1 Satz 2 sowie § 22 Abs. 2 und 3 den Erwerber über die Anwendung des Pflanzenschutzmittels nicht oder nicht richtig unterrichtet,"

Begründung zu den Änderungen der Nr. 4 und Ergänzungen der Nr. 4a, 4b und 11a: Jede nicht zulässige Anwendung bzw. Abgabe von Pestiziden muß bußgeldbewehrt sein.

§ 41
Unberührtheitsklausel

§ 41 Nr. 6. wird neu aufgenommen:

„Umweltinformationsgesetz“

Begründung: Das Umweltinformationsgesetz wurde inzwischen verabschiedet und muß deshalb an dieser Stelle aufgenommen werden.

§ 45
Übergangsvorschriften

§ 45 (1) wird wie folgt formuliert::

„§ 6a Abs (1) Satz 1 Nr. 1 ist auf Pestizide, die bis zum 1. Januar ... (...) zugelassen worden sind, bis zum 1. Januar ...(Einsetzen: Jahreszahl des zweiten auf die Verkündigung ....) nicht anzuwenden. “

Begründung: Die vorgesehenen Übergangsfristen sind weit überzogen..

Artikel 4
Inkrafttreten

Artikel 4 wird wie folgt formuliert:

„Vorschriften dieses Gesetzes, die zum Erlaß von Rechtsverordnungen ermächtigen, treten am Tage nach der Verkündung in Kraft. Artikel 1 Nr. 9 .... in Kraft. Die übrigen Vorschriften dieses Gesetzes treten am 1. Januar ... (einsetzen: Jahreszahl des auf die Verkündung folgenden Ka​lenderjahres) in Kraft.

Begründung: Die Übergangsfristen für die §§ 6a und 10a sind in der vorgeschlagenen Länge nicht begründbar und nicht akzeptabel.

� „Stellungnahme zum Vorschlag der Gruppe Agrarfragen des Rates für eine Richtlinie des Rates über das Inverkehrbringen von EWG-zugelassenen Pflanzenschutzmitteln in der Fassung vom 5. Juni 1990“; Pestizid Aktions-Netzwerk (PAN) e.V.; Hamburg, 1991


� Bericht der Bundesregierung über die Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung im Juni 1992 in Rio de Janeiro. Eine Information des Bundesumweltministeriums; Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit; Bonn, o. J.


� Schlußfolgerungen aus der AGENDA 21 für eine Novellierung des deutschen Pflanzenschutzgesetzes; �Eine Studie des Pestizid Aktions-Netzwerk (PAN) e.V.; Projektstelle Umwelt & Entwicklung (Hrsg.), Bonn, 1994


� Food and Agriculture Organisation [1990]�International Code of Conduct on the Distribution and Use of Pesticides - Amended Version; Rome, FAO


� Rat der Europäischen Union�Verordnung (EWG) Nr. 2455/92 des Rates vom 23. Juli 1992 betreffend die Ausfuhr und Einfuhr bstimmter gefährlicher Chemikalien


� FAO, Filed Programme Circular No. 8/92, December 1992





